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 1 Einleitung
Mehr als 20 Jahre sind vergangen, seitdem der Kommunitarismus als neues 
Paradigma der politischen Philosophie erstmalig in Erscheinung getreten ist. Mit 
der Bezeichnung Kommunitarismus verbindet sich vorrangig die Absicht, zen-
trale Aspekte liberaler Gerechtigkeitskonzeptionen, unter anderem des amerika-
nischen Philosophen John Rawls (1921-2002),  einer grundlegenden Kritik zu 
unterziehen. Heute richtet sich diese Kritik sowohl gegen einen Großteil der mo-
dernen liberalen Theorien aber auch gegen politische Bewegungen des libera-
len Spektrums. Rawls, der durch die Schrift A Theory of Justice (1971) bekannt 
geworden ist (vgl. Meyer 1995, S. 5), hat zu Beginn der siebziger Jahre des ver-
gangenen Jahrhunderts den Versuch unternommen, die Grundlagen einer ge-
rechten Staats- und Gesellschaftsordnung neu zu entwerfen.  Noch heute gilt 
dieser Versuch als Beginn der Renaissance der politischen Philosophie (vgl. 
Avineri / De-Shalit 1992, S.1).
Bald schon nach Erscheinen von A Theory of Justice entwickelte sich eine Kon-
troverse hinsichtlich der in der Arbeit bestimmten Gerechtigkeitsgrundsätze und 
ihrer Herleitung. Einige Kritiker, die später unter der Bezeichnung Kommunitari-
er bekannt werden sollten, äußerten Zweifel an den von Rawls verwendeten 
Grundannahmen. Insbesondere die von Charles Taylor, Alasdair MacIntyre, Mi-
chael Sandel und Michael Walzer vorgetragene Kritik erfuhr viel Aufmerksam-
keit (Bell 2001). In ihren Schriften versuchten sie unter anderem den Nachweis 
zu erbringen, dass Rawls und andere liberale Theoretiker ihre Theorien zwar 
zentral auf den Begriff der Person stützen würden, dabei aber die besondere 
Bedeutung von Gemeinschaften für die Bestimmung desselben außer acht ge-
lassen hätten (vgl. Kymlicka, 2002, S. 208). Infolge der Außerachtlassung des 
Gemeinschaftsbegriffs  würde der Begriff  der Person jedoch in einer  solchen 
Weise reduziert und inhaltlich falsch aufgefasst, dass er als Fundament einer 
politischen Theorie der praktischen Philosophie nicht tragfähig sei.
Angesichts der kommunitaristischen Kritik des liberalen Personenbegriffs wurde 
darüber hinaus ein grundsätzliches Problem der politischen bzw. praktischen 
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Philosophie deutlich, dass bis zum heutigen Tag seine Relevanz nicht verloren 
hat und nach wie vor Beachtung verdient. Gemeint ist die Bestimmung des Per-
sonenbegriffs sowie die Beurteilung seiner Verwendbarkeit, denn nach wie vor 
zählt „die Bestimmung der politikphilosophischen Reichweite des Personenkon-
zeptes zu den wichtigsten metatheoretischen Aufgaben der Philosophie (Kers-
ting 2001, S. 409).“
Ziel der Arbeit soll es vor diesem Hintergrund sein, die Kontroverse zum Begriff 
der Person innerhalb der Auseinandersetzung zwischen Liberalismus und Kom-
munitarismus nachzuvollziehen, die Argumente beider Seiten kritisch zu rekon-
struieren und die gegenseitigen Abhängigkeiten beider Theoriestränge anhand 
der Konfrontation mit den Vorstellungen und Einwänden der jeweils gegneri-
schen Seite offen zu legen. Anschaulich zutage treten soll dabei, welche Be-
deutung dem Personenbegriff im Rahmen der aktuellen praktischen Philosophie 
auch heute noch beizumessen ist.
Für  dieses  Vorhaben  werden  im  zweiten  Kapitel  der  Untersuchung  im  An-
schluss  an eine  grundlegende Einführung in  den Kommunitarismus zentrale 
Theorieelemente  der  rawlschen Konzeption des Liberalismus dargestellt  und 
eine Übersicht hinsichtlich der Hauptargumente der kommunitaristischen Kritik 
an dieser liberalen Konzeption gegeben. Im dritten Kapitel ermöglicht zunächst 
ein historischer Überblick bezüglich der Entstehung und Verwendung des Per-
sonenbegriffs  innerhalb  der  praktischen  Philosophie  die  Bereitstellung  einer 
Ausgangsbasis  für  die  Beurteilung  und  Problematisierung  des  liberalen  und 
kommunitaristischen Personenbegriffs. Hieran anschließend wird der Personen-
begriff der Gerechtigkeitstheorie von John Rawls mit zentralen kommunitaristi-
schen Einwänden konfrontiert. Angesichts der Tatsache, dass in jüngerer Ver-
gangenheit weitreichende Veränderungen in den Konzeptionen und Kritiken auf 
beiden Seiten vorgenommen worden sind, die unter anderem den Begriff der 
Person betreffen, sollen diese Änderungen ebenfalls in einem angemessenen 
Umfang dargestellt und analysiert werden. Im abschließenden Fazit werden die 
aufgefundenen Ergebnisse der Untersuchung im Sinne der Ausgangsproblem-
stellung zusammengefasst und kritisch gewürdigt.
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 2 Einführung in den Kommunitarismus
Das Erscheinungsbild des Kommunitarismus kann im Grunde nicht als einheit-
lich beschrieben werden. Kaum einer jener Autoren, deren Schriften die Grund-
lage des sogenannten Kommunitarismus bilden, bezeichnet sich als Kommuni-
tarier (vgl. Rosa 2002, 218). So haben sich die bekanntesten Vertreter der kom-
munitaristischen Bewegung – Alasdair MacIntyre, Michael Sandel, Charles Tay-
lor und Michael Walzer – bisher nicht mit derselben identifizieren wollen (vgl. 
Bell 1993, S. 4). Vor diesem Hintergrund ist die folgende begriffliche Annähe-
rung an den Kommunitarismus hinsichtlich der Möglichkeit ihrer Verallgemeine-
rung durchaus mit Skepsis zu betrachten.
 2.1 Kennzeichen des Kommunitarismus
Der Kommunitarismus stellt den Versuch dar, die in westlichen Gesellschaften 
dominierenden philosophischen und politischen Konzeptionen liberaler Prägung 
einer  fundamentalen  Kritik  zu  unterziehen  (vgl.  Reese-Schäfer  1995,  S.  7). 
Weitgehend konsequent werden liberale Gesellschafts- und Gerechtigkeitstheo-
rien kritisiert und vom Ansatz her abgelehnt. Dabei beschränken sich die Kom-
munitarier zumeist auf die Äußerung von Kritik, können jedoch kaum eigenstän-
dige Theoriekonzeptionen nachweisen (vgl. Reese-Schäfer 1995, S. 7 ff.).
Einen gemeinsamen Kern weisen alle  kommunitaristischen Ansätze auf:  Sie 
stimmen überein in der Wertschätzung von Gemeinschaften (gr. koinonia; lat. 
societas) und betonen deren besondere Bedeutung für die Ausgestaltung politi -
scher Theorien. In Gemeinschaften meinen Kommunitarier den Ursprung für die 
Entstehung individueller Wertpräferenzen von Menschen ausmachen zu kön-
nen.  Durch diese besondere Wertschätzung der  durch Gemeinschaften zum 
Ausdruck gelangenden gemeinschaftlichen Werte versuchen sie sich deutlich 
von den in westlichen Gesellschaften vorherrschenden liberalen Vorstellungen 
abzugrenzen (vgl. Meyer 1996, S. 5).
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Fast zwangsläufig legen Kommunitarier Wert auf die Unterscheidung der Begrif-
fe Gemeinschaft und Gesellschaft.1 Den Begriff Gesellschaft (lat. societas), der 
vielen liberalen Theorien zugrunde liegt, lehnen sie als Grundlage für die Kon-
zeption und Ausgestaltung eines Rechts- und Staatswesens ab. Ihm stellen sie 
den alternativen Begriff der Gemeinschaft als natürlicher Grundlage des politi -
schen Gemeinwesens entgegen. Im Gegensatz zu den als rational und künst-
lich empfundenen Gesellschaften zeichnen sich Gemeinschaften für die Kom-
munitarier  durch  die  ideell  bedingten Gemeinsamkeiten  ihrer  Mitglieder  aus. 
Gemeinschaften stellen organische Einheiten dar.
Der kommunitaristischen Auffassung zufolge existieren Menschen nie nur allei-
ne für sich, sondern leben eingebunden in Gemeinschaften, die sie gemeinsam 
mit den anderen Gemeinschaftsmitgliedern bilden. Diese Gemeinschaften stel-
len mehr dar als die bloße Summe aller ihrer Mitglieder. Es handelt sich hier um 
Einheiten, die sich durch aktive Teilhabe ihrer Mitglieder stets neu ausbilden. 
Die liberale Vorstellung, Gemeinschaften durch Verfassungsverträge im Sinne 
vertragstheoretischer  Gesellschaftskonzeptionen  in  einem einmaligen  Akt  zu 
konstituieren, wird folglich abgelehnt (vgl. Budäus / Grüning 1997, S. 18).
Der Kommunitarismus gilt politisch besehen aus Sicht der meisten Kommenta-
toren als konservativ. Als Beleg für diese Auffassung wird unter anderem auf 
die Übereinstimmung des Kommunitarismus mit konservativen Denkansätzen 
hinsichtlich der Kritik an den Großbürokratien moderner Gesellschaften verwie-
sen (vgl. Reese-Schäfer 1995, S. 8). Betrachtet man jedoch die Arbeiten der 
einflussreichsten Kommunitarier eingehender, so ist festzustellen, dass sich in 
ihren Arbeiten politisch betrachtet ein breites Spektrum an Anschauungen wi-
derspiegelt (vgl. Meyer 1996, S. 5). Einer polemischen, aber hilfreichen Verein-
1 Die Unterscheidung der Begriffe Gesellschaft und Gemeinschaft erinnert insbesondere aus 
deutscher Perspektive an das von Ferdinand Tönnies verfasste Werk Gemeinschaft und Ge-
sellschaft (1979), erstmals erschienen im Jahr 1887, indem grundlegend zwischen so genann-
ten organischen Gemeinschaften und künstlichen Verbindungen der gesellschaftlichen Sphäre 
unterschieden wird. Sofern die dort vorfindbare Abhandlung der Begriffe im angloamerikani-
schen Raum jedoch keinen größeren Einfluss erlangt hat, soll sie im Rahmen dieser Untersu-
chung nicht weiter verfolgt werden.
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fachung entsprechend (Kymlicka 2002) können Kommunitarier politisch in zwei 
Gruppen unterschieden werden. Die Haltung der ersten Gruppe wird dieser Un-
terscheidung gemäß als rückwärtsgewandt bezeichnet. Diese Gruppe beklagt in 
besonderer Weise den Verlust der Werte der Vergangenheit und macht als Ur-
sache hierfür die wachsende Ausbreitung der Individualisierung und die zuneh-
mende Diversität der Gesellschaft aus.
Solche „nostalgisch“ gestimmten Kommunitarier verbinden die Sprache des tra-
ditionellen Konservatismus mit  dem neuen Vokabular des Kommunitarismus. 
Sie repräsentieren die konservative Richtung innerhalb der kommunitaristischen 
Bewegung. Die andere, zahlenmäßig weniger Anhänger umfassende Gruppe 
befürwortet hingegen die Möglichkeiten individueller Wahl und kultureller Diver-
sität als unvermeidbare und zugleich auch wünschenswerte Errungenschaften 
der Moderne. Ihr Standpunkt wird gemäß der Unterscheidung als vorwärtsge-
wandt bezeichnet. Diese Kommunitarier akzeptieren multireligiöse und multikul-
turelle  Gesellschaften,  in  denen  die  Mitglieder  das  Recht  besitzen,  für  sich 
selbst zu entscheiden, bedauern aber zugleich, dass die traditionellen Quellen 
der sozialen Einheit nicht imstande sind, die große Vielfalt der Menschen zu 
vereinen (vgl. Kymlicka 2002, S. 271ff.).
Heute  hat  sich  der  Kommunitarismus  von  einer  ursprünglich  rein  akademi-
schen, politischen Philosophie zu einer aktiven, politischen Bewegung gewan-
delt.  Insbesondere durch die Anstrengungen des amerikanischen Soziologen 
Amitai  Etzioni  konnte  ein  eigenständiges  kommunitaristisches  Netzwerk  ge-
gründet werden. Dieses Netzwerk, für das sogar ein eigenes kommunitaristi-
sches Programm verfasst wurde (Etzioni 1993), veröffentlicht regelmäßig ein 
Journal mit dem Titel The Responsive Community. Ferner wird auch eine stän-
dige Internetpräsenz unterhalten (vgl. Kymlicka 2002, S. 276).
 2.2 Der moderne Liberalismus 
Von Beginn an hat sich die Kritik des Kommunitarismus insbesondere mit der 
politischen Philosophie von John Rawls auseinandergesetzt (vgl. Teepe 1997, 
S. 104). Vorrangig sind dabei die liberalen Voraussetzungen der Theory of Ju-
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stice kritisiert worden. Deshalb wird hier zunächst der allgemeine Begriff des Li-
beralismus näher erläutert und die originär als liberal geltende Bestandteile der 
Gerechtigkeitstheorie von John Rawls vorgestellt.
Der Begriff Liberalismus wurde ursprünglich abgeleitet vom lateinischen Wort li-
beralis, d.h. die Freiheit betreffend. Seit Beginn des 19. Jahrhunderts ist er häu-
fig  als  abwertender  Ausdruck zur  Bezeichnung individualistischer  Denk-  und 
Handlungsweisen verwendet worden. Heute wird er gewöhnlich zur Kennzeich-
nung von Staats- und Gesellschaftsauffassungen gebraucht, in denen die Frei-
heit der Individuen von gesellschaftlichen und staatlichen Bindungen zentral ge-
fordert wird. Oft wird der Begriff mit dem wirtschaftlichen Liberalismus gleichge-
setzt, dem zufolge das freie Spiel der Marktkräfte größtmöglichen Nutzen für die 
Gesellschaften erzeugt (Regenbogen / Meyer 1998).
Ein zentrales Merkmal vieler klassischer aber auch moderner liberaler Theorien 
ist die Idee eines Gesellschaftsvertrages. Auch Rawls verwendet eine solche 
gesellschaftsvertragliche Argumentation in  A Theory of Justice. Dort macht er 
explizit  darauf  aufmerksam, dass er  „eine Gerechtigkeitsvorstellung darlegen 
[möchte], die die bekannte Theorie des Gesellschaftsvertrages etwa von Locke 
[1632-1704], Rousseau [1712-1778] und Kant [1724-1804] verallgemeinert und 
auf eine höhere Abstraktionsebene hebt (Rawls 1996, S. 27ff.).“
Den Höhepunkt ihrer Verbreitung erreichten Gesellschaftsvertragstheorien be-
reits im 17. Jahrhundert.  Als nennenswerte Vertragstheoretiker gelten neben 
den  bereits  genannten  Philosophen  Althusius  (1557-1638),  Grotius  (1583-
1645),  Hobbes  (1588-1679)  und  Pufendorf  (1632-1694).  Eingesetzt  wurden 
Vertragstheorien zunächst vorrangig, um die Entstehung politischer Herrschaft 
auf  den Abschluss  von Verträgen durch Menschen zurückführen zu können 
(vgl. Ritter 1974, Sp. 476). Der Philosophie der Aufklärung dienten sie als Legi-
timationsprinzip  für  das  Rechts-  und  Staatswesen.  Gegenstand  von  Gesell-
schaftsverträgen waren dabei nicht beliebige Gesellschaften, sondern die  bür-
gerliche Gesellschaft (lat. societas civilis) (vgl. Höffe 2004, S. 63).
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Das Motiv des Vertrages (lat. contractus, pactum; engl. contract), welches in 
Gesellschaftsverträgen verwendet  wird,  reicht ideengeschichtlich sogar bis in 
das germanische, römische und sogar griechische Rechts- und Staatsdenken 
zurück. Bereits durch Platon wurde überliefert, dass Ansätze vertraglicher Nor-
menbegründung in der Literatur des Sophismus im 5. Jahrhundert vor christli-
cher Zeitrechnung verwendet  wurden.  So gilt  als Begründer der Auffassung, 
„[...]  ‚die Gemeinschaft’  [...]  sei ein bloßes ‚Bündnis’ [...]  und das Gesetz ein 
‚Vertrag’ [...] (Ritter 2001, Sp. 963)“, der Sophist Lykophron.
Höffe (1987) bestimmt drei grundlegende Gesichtspunkte als konstitutiv für das 
Zustandekommen eines Vertrages. Zunächst einmal muss allen Beteiligten des 
Vertrages die Freiheit zugestanden werden, ob sie dem verhandelten Vertrag 
zustimmen wollen  oder  nicht.  Verträge können ferner  nur  einstimmig verab-
schiedet  werden.  Jeder  Vertragsteilnehmer  gilt  als  gleichberechtigte  Person 
(vgl. Höffe 2004, S. 64), deren ausdrücklicher Zustimmung es bedarf. Zweitens 
erfolgt durch den Vertrag eine Übertragung von Rechten und Pflichten, oftmals 
auch wechselseitig, seitens der Vertragsteilnehmer. Drittens wird durch das Zu-
standekommen des Vertrages jeder Teilnehmer zur Einhaltung des Vereinbar-
ten rechtsgültig gebunden. Zuwiderhandlungen können rechtlich verfolgt wer-
den. In Kürze zusammengefasst beruht der Vertrag also auf einer freien, zu-
meist wechselseitigen Selbsteinschränkung der Freiheit.
In einem Gesellschaftsvertrag als einer speziellen Art von Vertrag werden vor-
rangig Grundfreiheiten festgelegt. Es handelt sich also in erster Linie um einen 
Freiheitsvertrag. Den in diesem Vertrag festgelegten Grundfreiheiten kommt für 
die späteren Handlungen der Vertragspartner eine transzendentale Bedeutung 
zu, da ohne die Festlegung der vereinbarten Grundfreiheiten in sozialer Per-
spektive keine Handlungsfreiheit für die Vertragspartner gewährleistet werden 
kann. Transzendental wird der Vertrag insofern genannt, da erst durch einen 
solchen Vertrag die Bedingung der Möglichkeit einer Koexistenz von Freiheit 
mit Freiheit eingeräumt wird. Erst durch die vereinbarten Grundfreiheiten wird 
den Vertragspartnern die Freiheit  gegeben,  weitere  Verträge abschließen zu 
können (vgl. Höffe 1987, S. 449). 
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Freiheit  wird  in  Gesellschaftsverträgen  sowohl  positiv  als  auch  negativ  be-
stimmt:  einerseits  werden  Freiheiten  gesetzt  und andererseits  erfolgen aber 
auch Einschränkungen.  Diese Einschränkungen,  die  den individuellen Hand-
lungsspielraum zunächst zu verkleinern scheinen, sichern ihn aber auch zu-
gleich ab, indem sie den Handlungsspielraum der übrigen Vertragsteilnehmer 
ebenfalls einschränken und hierdurch im Grunde erst die Bedingungen für die 
Möglichkeit freier Handlungen schaffen. Der vorläufige Niedergang der Popula-
rität von Gesellschaftsvertragstheorien begann gegen Ende des 18. Jahrhun-
derts. Gegen die Verwendung von Vertragsargumentationen wurde unter ande-
rem geltend gemacht, dass durch den sich real vollziehenden historischen Pro-
zess die Gültigkeit solcher Verträge, gleichgültig ob sie jemals bestanden hät-
ten, erloschen sei (vgl. Ritter 1974, Sp. 479).
Ein weiteres häufig auftauchendes Element in klassischen liberalen Theorien ist 
neben einem Gesellschaftsvertrag die Annahme eines Naturzustandes. In ei-
nem solchen Naturzustand, der als vorstaatlicher Zustand vorzustellen ist, ist je-
der Mensch auf sich alleine gestellt.  Es existiert zum Zeitpunkt des Naturzu-
standes noch keine politische Organisation (vgl.  Kymlicka  1997,  S.  64).  Die 
Menschen leben frei von der Gewalt einer Obrigkeit nur nach Gesetzen, die ih-
nen die Natur  vorgeschrieben hat.  Sehr unterschiedliche Auffassungen herr-
schen darüber, ob die Menschen in diesem Naturzustand friedlich nebeneinan-
der existieren oder ein Krieg aller gegen alle vorherrscht. Nicht zuletzt aufgrund 
dieser Unsicherheit des Naturzustandes ist geschlossen worden, dass die Men-
schen aus dem Naturzustand durch Abschluss eines Gesellschaftsvertrages in 
einen bürgerlichen Zustand übertreten würden. Ob ein solcher Naturzustand in 
der Realität tatsächlich jemals existiert hat, ist umstritten. Zumeist wird diese 
Auffassung jedoch abgelehnt. Allgemein hat sich die Ansicht durchgesetzt, dass 
der Naturzustand im Grunde eine gedankliche Fiktion darstellt (vgl. Regenbo-
gen / Meyer 1999, S. 446; Ritter 1974, Sp. 478).
Die beiden beschriebenen Bestandteile liberaler Theorien, Gesellschaftsvertrag 
und Naturzustand, sind in modifizierter Weise auch in der Gerechtigkeitskon-
zeption von Rawls enthalten. In seiner Theorie der Gerechtigkeit wird ein Ge-
Einführung in den Kommunitarismus S. 11
sellschaftsvertrag vereinbart, der in einer Ursprungssituation (engl. original posi-
tion)  (vgl.  Rawls  1985,  S.  236)  vertraglich  abgeschlossen  wird.  Diese  Ur-
sprungssituation ist analog zum Naturzustand der klassischen Philosophie der 
Aufklärung konzipiert, jedoch eindeutig als hypothetische Übereinkunft gekenn-
zeichnet.  Sie  ist  so beschaffen,  dass in ihr  die Einigung auf  Gerechtigkeits-
grundsätze einer Gesellschaft erfolgen kann. Rawls nennt diesen fiktiven Ur-
sprung ursprüngliche Situation der Gleichheit. Zentral wird diese Situation durch 
die anfängliche Gleichheit aller ihrer Teilnehmer bestimmt.
Ziel des Gesellschaftsvertrages, der in der ursprünglichen Situation der Gleich-
heit geschlossen wird, ist die Festlegung von Gerechtigkeitsgrundsätzen für die 
gesellschaftliche Grundstruktur, d.h. nach Rawls für „die Art, wie die wichtigsten 
gesellschaftlichen Institutionen Grundrechte und –pflichten und die Früchte der 
gesellschaftlichen Zusammenarbeit verteilen (Rawls 1996, S. 23).“ Am beson-
deren Vorrang, den die Grundstruktur der Gesellschaft als Gegenstand der Ge-
rechtigkeit  in  seiner  Gerechtigkeitstheorie  zugewiesen  bekommt,  hält  Rawls 
auch in seinen späteren Schriften fest. Zu den Bestandteilen der Grundstruktur 
zählt er unter anderem die politische Verfassung, gesetzlich anerkannte For-
men des Eigentums, die Wirtschaftsordnung und die Struktur der Familie (vgl. 
Rawls 1997a, S. 45).
Die in der Ursprungssituation beschlossenen Grundsätze sollen den Entschei-
dungen entsprechen, die freie und vernünftige Menschen in einer Situation der 
anfänglichen Freiheit und Gleichheit zur Bestimmung der Grundverhältnisse ih-
rer gemeinsamen Verbindung wählen würden. Um eine völlig gleiche Situation 
der Teilnehmer herstellen zu können, darf keine dieser Personen im Moment 
der Wahl darüber Bescheid wissen, welche Stellung ihr in der späteren Gesell -
schaft zukommen wird, für die sie die Grundsätze wählt (vgl.  Craig 1998, S. 
663). Weder haben sie Kenntnis über ihre Klasse, ihren Status noch über ihre 
natürlichen Gaben wie  Körperkraft  und Intelligenz.  Selbst  ihre Vorstellungen 
des Guten und ihre psychologischen Neigungen sind den Teilnehmern nicht be-
kannt.  Rawls  nennt  diesen Zustand Schleier  des Nichtwissens (engl.  veil  of 
ignorance) (vgl. Rawls 1996, S. 28ff.).
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Die  Teilnehmer  dieser  ursprünglichen  Wahlsituation,  so  die  Annahme  von 
Rawls, können sich für die Grundstruktur der Gesellschaft auf zwei Gerechtig-
keitsgrundprinzipien einigen:
1. Jedermann soll gleiches Recht auf das umfangreichste System gleicher Grundfreiheiten 
haben, das mit dem gleichen System für alle anderen verträglich ist.
2. Soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten sind so zu gestalten, dass (a) vernünftiger-
weise zu erwarten ist, dass sie zu jedermanns Vorteil dienen, und (b) sie mit Positionen 
und Ämtern verbunden sind, die jedem offen stehen.2
Zentrale Prinzipien des Liberalismus, die sich auf gesellschaftlicher Ebene in 
Abgrenzung zum Absolutismus herausgebildet haben, kommen deutlich im ers-
ten Gerechtigkeitsgrundsatz zum Ausdruck. Entsprechend den zuvor beschrie-
benen Eigenschaften von Gesellschaftsvertragstheorien liegt hier ein Freiheits-
vertrag vor. Individuelle Freiheiten werden dem Einzelnen rechtlich in Aussicht 
gestellt, sofern diese Freiheiten mit den gleichen Freiheiten der anderen Gesell-
schaftsmitglieder bestehen können. In diesem Grundsatz wird die Grundlage für 
die Zuweisung bürgerlicher und politischer Rechte die Freiheit betreffend ge-
legt. Als Anwendungsbereiche dieser klassischen liberalen Freiheitsrechte kann 
man sich unter anderem die Rede- und Versammlungsfreiheit oder auch die 
Gewissens-, Gedanken – und Religionsfreiheit vorstellen (vgl. Meyer 1996; Höf-
fe 1998; Koller 1998).
Neben diesem Grundsatz vereinbaren die Teilnehmer einen zweiten Grundsatz, 
der dem Ersten lexikalisch nachgeordnet ist.  Lexikalisch heißt hier, dass zu-
nächst der erste Grundsatz erfüllt sein muss, ehe es erlaubt ist, sich dem zwei-
ten Grundsatz zuzuwenden. Zum Tragen kommt ein nachfolgender Grundsatz 
erst dann, wenn die vor ihm stehenden Grundsätze erfüllt oder nicht anwendbar 
sind (vgl. Rawls 1996, S. 62). Inhaltlich bezieht sich der zweite Grundsatz auf 
die  Verteilung der  sozialen und ökonomischen Grundgüter  der  Gesellschaft. 
Hierzu werden unter anderem Einkommen und Besitz, Vorrechte, die aus beruf-
2 Rawls, John (1996): Eine Theorie der Gerechtigkeit. 9. Aufl., Frankfurt am Main: Suhrkamp 
Verlag, S. 81
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lichen Stellungen resultieren und die sozialen Grundlagen des Selbstwertge-
fühls gezählt (vgl. Koller 1998, S. 49).
Im zweiten Gerechtigkeitsgrundsatz wendet Rawls das sogenannte Differenz-
prinzip (engl. difference principle) an. Soziale und wirtschaftliche Unterschiede 
zwischen den Gesellschaftsmitgliedern sind dem gemäß ausdrücklich zugelas-
sen. Diese Ungleichheiten sind jedoch nur dann zu akzeptieren, wenn durch ihr 
Zustandekommen das Wohl aller und insbesondere das der schlecht gestellten 
Gesellschaftsmitglieder gesteigert werden kann. Ungleichheiten, die jedem Ge-
sellschaftsmitglied nutzen, indem sie zum Beispiel  Fähigkeiten und Energien 
mobilisieren, deren Ergebnisse wiederum allen zugutekommen, sind ausdrück-
lich erwünscht. Insbesondere in Abgrenzung zum Utilitarismus sind jedoch Un-
gleichheiten, die für einige Gesellschaftsmitglieder Verschlechterungen mit sich 
bringen würden, ausdrücklich nicht gestattet (vgl. Kymlicka 1997, S. 57ff.).
Nachdem die Grundzüge des modernen Liberalismus in Form der politischen 
Theorie von Rawls als Hauptgegenstand der kommunitaristischen Kritik in aller 
Kürze skizziert worden sind, werden im Anschluss hieran zentrale Kritikpunkte 
der Kommunitarier an diesen Auffassungen vorgestellt und kritisch erörtert.
 2.3 Kritik des Kommunitarismus am modernen Liberalismus
Betrachtet man die eingangs dargestellten kommunitaristischen Grundannah-
men, überrascht es nicht weiter, dass die Kommunitarier Kritik an der Gerech-
tigkeitskonzeption von Rawls geübt haben. Insbesondere das Verfahren zur Be-
stimmung der Gerechtigkeitsprinzipien ist vehement kritisiert worden (vgl. Gut-
mann 1992). Als Einstieg in die Liberalismus-Kommunitarismus-Debatte werden 
nachfolgend einige  zentrale  Kritikpunkte  der  Kommunitarier  am Liberalismus 
und exemplarisch an der rawlschen Theorie vorgestellt, vorerst ohne die Kritik 
dabei auf die Kritik des Personenbegriffs zu begrenzen.
Die Kritik der Kommunitarier richtet sich zunächst gegen den universalistischen 
Standpunkt,  den liberale  Theorien oftmals für  sich beanspruchen.  So erhebt 
auch die Theorie der Gerechtigkeit aufgrund der Konstruktion der Ursprungssi-
tuation  der  anfänglichen  Gleichheit  implizit  den  Anspruch,  unabhängig  von 
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Raum, Zeit und sozialen Einflüssen eine Situation vorstellbar machen zu kön-
nen, in der allgemeingültige Gerechtigkeitsprinzipien aufgefunden werden kön-
nen. Besitzen die gewonnenen Gerechtigkeitsprinzipien für alle Länder und Ge-
sellschaften zu jedem beliebigen Zeitpunkt in der Geschichte Gültigkeit, liegt ein 
universaler  Geltungsanspruch  vor.  Einen  solchermaßen  universellen  Gültig-
keitsanspruch aber lehnen die Kommunitarier ab. Sie argumentieren statt des-
sen, dass sich Gerechtigkeitsnormen entsprechend den jeweils zugrunde lie-
genden Lebensformen der Menschen zwangsläufig voneinander unterscheiden 
müssen, universell gültige Normen hingegen nicht existieren.
In Abhängigkeit von den unterschiedlichen Traditionen einzelner Gemeinschaf-
ten variieren die jeweils vorhandenen Gerechtigkeitsvorstellungen je nach ge-
sellschaftlichem Kontext. Moralische und politische Urteile bestimmen sich von 
den jeweils zugrunde liegenden interpretativen Rahmen dieser Gemeinschaften 
her. Nur innerhalb solcher Interpretationsrahmen nehmen Menschen ihre Welt 
überhaupt  wahr.  Vor  diesem Hintergrund  sind  universell  geltende  normative 
Aussagen prinzipiell  nicht zu bestimmen. Für die Kommunitarier erscheint es 
nicht sinnvoll, Überlegungen zum Thema der Gerechtigkeit von einem Stand-
punkt aus beginnen zu lassen, der von den interpretativen Dimensionen der 
menschlichen Überzeugung, ihren Verhaltensweisen und Institutionen abstra-
hiert, wie dies in den Theorien des Liberalismus der Fall ist (Bell 2001; Ree-
se-Schäfer 1995).
Ein weiterer Kritikpunkt der Kommunitarier betrifft den Vorrang der individuellen 
Rechte in liberalen Gerechtigkeitskonzeptionen. Während die Bedeutung indivi-
dueller Rechte in liberalen Theorien ständig betont wird, wird die Partizipation 
an einer Gemeinschaft als grundlegender und nicht reduzierbarer Bestandteil 
eines guten Lebens für Menschen hingegen gering geschätzt und argumentativ 
ausgeklammert (vgl. Craig 1998, S. 466ff.; Kymlicka, S. 212). Liberale Theoreti-
ker nehmen dabei kommunitaristischer Auffassung zufolge eine Unterbestim-
mung des politischen Lebens vor, in dem sie die Teilhabe an einer politischen 
Gemeinschaft  bloß  als  ein  instrumentelles  Gut  begreifen,  welches  nur  dem 
Zweck dient, die persönlichen Ziele des Individuums zu befriedigen. Sie sind 
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nicht imstande, den Wert anzuerkennen, den die Betätigung in der politischen 
Gemeinschaft in und an sich selbst besitzt (Craig 1998). Tatsächlich stellt die 
Gemeinschaft aber für die Kommunitarier das fundamentale Gut dar. Die Mit-
glieder der Gemeinschaft verfolgen originär gemeinsame Ziele und nicht bloß 
miteinander übereinstimmende private Interessen, deren Deckung auf bloßer 
Kontingenz beruht.
Vermittels ihrer Aktivitäten, die das Leben in den Gemeinschaften ausmachen, 
begreifen sich Individuen in erster Linie als Mitglieder von Gruppen und ihre 
Werte als Werte von Gruppen (Buchanan 1989). Im Gegensatz hierzu treffen 
Individuen liberalen Vorstellungen gemäß lediglich in Assoziationen aufeinan-
der. In solchen Assoziationen erfahren sie ihre Interessen als unabhängig und 
oftmals sogar einander entgegengesetzt. Eine liberalen Grundsätzen entspre-
chend gerechte Gesellschaft versucht deshalb auch nicht, vorrangig einige we-
nige, besondere Ziele innerhalb der Gesellschaft zu fördern bzw. die Vorhan-
denheit solcher Ziele vorauszusetzen, sondern räumt statt dessen ihren Bür-
gern Raum und Möglichkeiten für die Verfolgung jeweils eigener Ziele ein (vgl.  
Taylor 1993, S. 109). Dabei ist die Verfolgung eigener Ziele jedoch nur vor dem 
Hintergrund gestattet,  dass hierdurch  nicht  die  Freiheit  der  anderen  Gesell-
schaftsmitglieder beeinträchtigt wird. Die Freiheiten aller Gesellschaftsmitglie-
der müssen miteinander kompatibel sein. Diese Vorstellung wird unter anderem 
sehr deutlich im ersten Gerechtigkeitsgrundsatz von Rawls zum Ausdruck ge-
bracht.
An diese Überlegungen schließt sich ein weiteres Argument der Kommunitarier 
an, dass den Vorrang der Rechte zuungunsten einer gemeinsamen Auffassung 
des Guten in liberalen Theorien kritisiert. Unter anderem nach Sandel (1992) 
muss eine gerechte Gesellschaft gemäß liberalen Vorstellungen notwendiger-
weise darauf verzichten, eine besondere Konzeption des Guten vorauszuset-
zen.  Sandel  zufolge gelingt es insbesondere Rawls in seiner Theorie,  einen 
Weg einzuschlagen, innerhalb dessen eine Vielzahl von Zielen in Einklang mit  
einem regulativen Rahmen von Freiheiten und Rechten gebracht werden kann. 
Die  dabei  entwickelten  Prinzipien  der  Gerechtigkeit  setzen  keine  besondere 
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Konzeption des Guten voraus (vgl. Sandel 1984, S. 8). Die regulativen Prinzipi-
en der Gesellschaft sollen explizit nicht durch eine gemeinsame Vorstellung des 
Guten aller Gesellschaftsmitglieder bestimmt werden. Die Annahme des Vor-
rangs einer gemeinsamen Vorstellung, die zum Beispiel in einer Maximierung 
des Gemeinwohls der Mitglieder oder in der Förderung von Tugenden bestehen 
könnte, kann nach liberaler Auffassung nicht gemeinsam mit dem Vorrang des 
Prinzips des Rechten bestehen. Nicht ein gemeinsamer Zweck oder gemeinsa-
me Ziele machen die Gerechtigkeit der Gesellschaft aus, vielmehr wird die Ge-
rechtigkeit nicht zuletzt durch das Gegenteil, durch die Weigerung bestimmte 
Zwecke und Ziele als bedeutsamer als andere Zwecke und Ziele zu erachten, 
gewährleistet (vgl. Kap.  3.2 ). In einer solchen Gesellschaft sehen sich die Mit-
glieder als freie Menschen an, „die ihre letzten Ziele abändern können und auf 
die  Erhaltung dieser  ihrer  Freiheit  den größten Wert  legen (Rawls  1996,  S. 
588)“.
Für die Sicherung der Gewährleistung, eigene Zwecke und Ziele verfolgen zu 
können, wird in einer liberalen Gesellschaft mit Hilfe von Gesetzen und der Ver-
fassung ein Rahmen errichtet, innerhalb dessen die Freiheit des Einzelnen mit 
den Freiheiten aller anderen bestehen kann. Diese Gesetze symbolisieren den 
Vorrang des Rechten. Mit Blick auf die Wahl in der Ursprungssituation bedeutet 
der Wunsch, die eigene Freiheit erhalten zu wollen, dass die Menschen dort 
von einer Hierarchie ihrer Interessen geleitet werden. Für sie gilt es zunächst,  
ihr eigenes Interesse und ihre grundlegenden Ziele, welche sie jedoch nur in all-
gemeiner Form kennen, auf höchster Stufe zu sichern. Diese Sicherung erfolgt, 
indem sie sich einen obersten Grundsatz wählen, der ihnen die Sicherung ihrer 
eigenen Freiheit gewährleistet. Basierend auf diesem Gerechtigkeitsgrundsatz 
sichert die Grundstruktur das freie, innere Leben der verschiedenen Interessen-
gemeinschaften innerhalb der Gesellschaft. In einer solchen Gesellschaft sind 
die in ihr lebenden Mitglieder imstande, ihren eigenen Zielen und Kulturformen, 
zu denen sie sich hingezogen fühlen, nachzugehen (Rawls 1996).
Auch andere liberale  Theorien,  die  sich vom Ansatz her  von der  rawlschen 
Theorie unterscheiden, betonen die besondere Bedeutung des Grundsatzes der 
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Neutralität  gegenüber  verschiedenen  Auffassungen  des  guten  Lebens.  Bei-
spielsweise entwickelt Ronald Dworkin (1977) (geb. 1931) unter Rückgriff auf 
den Naturrechtsbegriff  zwei  Grundsätze der Gerechtigkeit,  denen keine Kon-
zeptionen des guten Lebens zugrunde liegen und in denen auch keine einseiti-
ge Stellungnahme diesbezüglich eingefordert wird. Um dem in den beiden von 
Dworkin  entwickelten  Gerechtigkeitsgrundsätzen  eingeforderten  Aspekt  der 
Gleichheit zu entsprechen, ist es sogar notwendig, dass politische Entscheidun-
gen weitgehend unabhängig von irgendeiner partikularen Konzeption des guten 
Lebens getroffen werden. Ausdrücklich bezeichnet Dworkin diese Haltung als li-
berale Position (vgl. Dworkin 1984, S. 64; Sandel 1984). 
In der liberalen Gerechtigkeitstheorie von Ackermann (1980) findet sich sogar 
ein Prinzip der Neutralität gegenüber bestimmten Auffassungen des guten Le-
bens explizit  als  Gerechtigkeitsgrundsatz.  In  diesem Prinzip  ist  festgehalten, 
dass es keinen guten Grund für die jeweils herrschenden Machtinhaber geben 
kann, von einem Vorrang ihrer eigenen Auffassung des guten Lebens gegen-
über den Auffassungen des guten Lebens seitens der übrigen Bürger des Staa-
tes auszugehen. Nur auf der Grundlage der Einhaltung dieses Prinzips ist es 
nach Ackermann möglich, ethische Machtkämpfe aus der politischen Sphäre 
herauszuhalten. Ein weiteres Argument für die Rechtfertigung dieses liberalen 
Standpunktes liefert Thomas Nagel (1987) (geb. 1937) unter Rückgriff auf die 
Idee  der  öffentlichen  Rechtfertigung.  Allgemeingültige  Normen  müssen  ver-
stärkt einen unparteiischen Geltungsanspruch erheben, von dem aus sie nicht 
zurückgewiesen werden können (vgl. Forst 1994a, S. 189ff.).
Der liberale Standpunkt der Neutralität gegenüber verschiedenen Auffassungen 
des guten Lebens und der damit verbundene Vorrang der individuellen Rechte 
zuungunsten einer gemeinsamen, verbindlichen Auffassung des Guten werden 
seitens der Kommunitarier scharf kritisiert. Sie stellen grundsätzlich die Möglich-
keit infrage, eine klare Trennung zwischen den Begründungen von Gerechtig-
keitsprinzipien und ethischen Konzeptionen des guten Lebens vornehmen zu 
können (vgl. Kap.  3.4 ). Aus ihrer Sicht verdeckt die Behauptung der Möglich-
keit, eine moralisch unparteiische Neutralität der Rechtfertigung von Gerechtig-
Einführung in den Kommunitarismus S. 18
keitsgrundsätzen zu gewährleisten und somit einen Vorrang des Rechten vor 
dem Guten einzufordern zu können, das tatsächliche Zugrundliegen einer be-
stimmten, individualistischen Theorie des Guten (vgl. Dworkin 1984, S. 64).
Nach MacIntyre stellt die Idee der Möglichkeit einer neutralen Rechtfertigung le-
diglich den aussichtslosen Versuch dar, das moraltheoretische Programm der 
Aufklärung retten zu wollen. Dabei wird nicht mehr der Versuch unternommen, 
auf die wesentlichen Bestandteile der Moral Bezug zu nehmen. Zu diesen we-
sentlichen Bestandteilen zählen jedoch historische Traditionen, ethische Prakti-
ken und eine teleologische Sichtweise des Menschen. Geht dieser Kontext erst 
einmal verloren, ist jedoch auch Moral nicht mehr länger möglich. MacIntyre gibt 
deshalb zu bedenken, dass den Prinzipien des Liberalismus auch nur eine be-
stimmte Auffassung des Guten zugrunde liegt. Ist dies jedoch der Fall, ist auch 
der Liberalismus nicht mehr länger als Zusammenbruch aller Moralauffassung 
zu verstehen, sondern stellt selbst nur mehr eine Tradition unter anderen dar 
(vgl. Forst 1994, S. 194).
Auch gesellschaftspolitische Argumente sind von den Kommunitariern, insbe-
sondere der Forschergruppe des Sozialwissenschaftlers Amitai Etzioni, gegen 
den Liberalismus vorgebracht worden. Diese Vorwürfe sind jedoch von nach-
rangigem philosophischem Interesse und werden deshalb hier nur in aller Kürze 
erwähnt. So ist unter anderem beklagt worden, dass die liberale Theorie nicht  
imstande sei, den Auflösungstendenzen der modernen Welt ausreichende Mit-
tel entgegenzusetzen. Im Gegenteil würden die negativen sozialen und psycho-
logischen  Konsequenzen  moderner  Gesellschaften  durch  die  atomistischen 
Tendenzen des philosophischen Liberalismus nur noch verstärkt. Eine Orientie-
rung ausschließlich an privaten Interessen stelle jedoch eine generelle Gefahr 
für die demokratische Selbstverwaltung der Menschen und ihrer sozialen Um-
welten  dar  (vgl.  Etzioni  1995,  S.  282).  Letztlich  habe der  moderne,  liberale 
Wohlfahrtstaat verursacht, dass die Familien in der Gesellschaft immer mehr an 
Bedeutung verloren hätten und das soziale Band zwischen den Bürgern immer 
schwächer geworden sei (Bell 2001; Forst 1994; Maak 1996).
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Der Vorwurf gegenüber dem Liberalismus, fälschlicherweise eine atomistische 
Ontologie als Grundlage für Gerechtigkeitskonzeptionen zu verwenden, ist ins-
besondere von Charles Taylor (geb. 1931) erhoben worden. Eng verbunden ist 
dieser Vorwurf auch mit der kommunitaristischen Kritik am Personenbegriff des 
modernen Liberalismus. Taylor, der, trotzdem er sich selbst nie als Kommunita-
rier bezeichnet hat (vgl. Reese-Schäfer 1995, S. 29), zu den einflussreichsten 
Denkern des Kommunitarismus gezählt wird, hat sich in seiner Argumentation 
in zentralen Punkten der Kritik von Sandel (1982) angeschlossen bzw. dessen 
Kritik bereits in seinem Werk über Hegel (1997) vermittels seiner Kritik am mo-
dernen  Freiheitsbegriff  in  Teilen  vorweggenommen.  Bereits  in  dieser  Schrift  
warnt Taylor vor der grundlegenden Leere der Freiheit des Selbst, die in einen 
Nihilismus führen würde (Taylor 1997, S. 739) (vgl. Kap.  3.2 ). Seine Kritik, die 
er hauptsächlich anhand liberaler Gesellschaftsmodelle in der Tradition von Lo-
cke entwickelt hat, richtet sich dabei insbesondere gegen die Gerechtigkeits-
theorie von Rawls.
Taylor  vertritt  die  Auffassung,  dass  zwar  tatsächlich  Unterschiede  zwischen 
Kommunitariern und Liberalen bestehen, oftmals aber beide Seiten aneinander 
vorbeireden würden. Die Ursache hierfür meint er in der grundsätzlichen Vermi-
schung zweier Untersuchungsebenen ausmachen zu können, die er in ontologi-
sche  Positionen  und  Positionen  der  Parteinahme  unterscheidet.  Untersu-
chungsgegenstand ontologischer Positionen sind nach Taylor die verursachen-
den Faktoren zur Erklärung des sozialen Lebens. In diesem Untersuchungsfeld, 
so Taylor, existiert bereits seit drei Jahrhunderten eine Kontroverse zwischen 
Atomisten einerseits und Holisten anderseits. Der Begriff Atomist dient ihm da-
bei zur Kennzeichnung theoretischer Positionen, deren Vertreter einen metho-
dologischen Individualismus verfechten (Taylor 1992).
Methodologische Individualisten vertreten  die Ansicht,  dass soziale Handlun-
gen, Strukturen und Bedingungen vermittels der Eigenschaften der sie konstitu-
ierenden Individuen dargestellt werden sollen und soziale Güter als Verkettung 
individueller Güter aufzufassen sind (vgl. Taylor 1993, S. 103f.). Holisten hinge-
gen treten bezogen auf soziale Handlungen und Strukturen für die Auffassung 
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ein, dass einzelnen Handlungen nur im Gesamtkontext aller Handlungen und 
Strukturen innerhalb von Gemeinschaften Bedeutung zugewiesen werden kann. 
Abzugrenzen ist diese methodologische Auffassung des Holismus vom seman-
tischen Holismus, dem zufolge einem einzelnen Satz einer Sprache keine iso-
lierte Bedeutung zugewiesen werden kann, und vom erkenntnistheoretischen 
Holismus, der darauf aufmerksam macht, dass eine einzelne Hypothese nur vor 
dem Hintergrund ihrer Stellung im Kontext einer umfassenden Theorie überprüft 
werden kann (vgl. Regenbogen / Meyer 1998, S. 294). 
Positionen zur Parteinahme dienen hingegen zur Kennzeichnung moralischer 
Standpunkte oder politischer Anschauungen. Diesbezüglich ist es möglich, auf 
einem breiten Spektrum von Positionen, an deren einem Ende der Vorrang von 
individuellen Rechten und Freiheiten und an deren anderem Ende das Gemein-
schaftsleben und kollektive Gut Priorität besitzt, Stellung zu beziehen (vgl. Tay-
lor 1993, S. 103f.).
Das  Verhältnis  zwischen  ontologischen  Positionen einerseits  und  Positionen 
der Parteinahme andererseits gestaltet sich nach Taylor als sehr vielschichtig. 
So kann beispielsweise die Einnahme einer ontologischen Position unabhängig 
von der Einnahme einer bestimmten Position der Parteinahme erfolgen. Jedoch 
können auch Interdependenzen zwischen den Positionen bestehen. Taylor be-
absichtigt, durch diese Unterscheidung aufzuzeigen, inwiefern die Beziehungen 
zwischen den Positionen in der Vergangenheit zu wenig beachtet wurden und 
infolge dessen Verwirrung entstand. Von den meisten Liberalen sei bisher nicht 
eingesehen worden, dass die von Sandel an der Theorie der Gerechtigkeit ge-
äußerte Kritik ontologischer Art sei und keine Arbeit zur Parteinahme darstellen 
würde. Zugleich räumt Taylor aber auch ein, dass die Wahl eines ontologischen 
Standpunktes nicht zwangsläufig ohne Konsequenzen für die Wahl der Partei-
nahme bleiben muss,  sondern sehr  wohl  aus der  Wahl  eines ontologischen 
Standpunktes folgen kann, bestimmte Gesellschaftsordnungen für unmöglich zu 
halten bzw. die Wahl bestimmter Gesellschaftsordnungen zu favorisieren (vgl. 
Taylor 1993, S. 104ff.).
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Taylor ist der festen Überzeugung, dass der ontologischen Dimension innerhalb 
der Gesellschaftstheorie des Liberalismus bisher zu wenig Aufmerksamkeit ge-
widmet worden sei. Als problematisch würde sich dies insbesondere vor dem 
Hintergrund erweisen, dass viele unhinterfragte Begriffe der angelsächsischen 
philosophischen Kultur  atomistisch infiziert  wären.  Ein Liberalismus,  der  sich 
ontologisch uninteressiert zeigt, richtet sich jedoch in Folge der atomistischen 
Infizierung  zwangsläufig  einseitig  zugunsten  einer  atomistischen  Sichtweise 
aus. Keineswegs stellt es einen Ausweg für den liberalen Standpunkt dar, Fra-
gen der Identität und Gemeinschaft als irrelevant für die Debatte zur Gerechtig-
keit  zu  erklären.  Zentrale  Fragen  hinsichtlich  des  Realitätsgehaltes  und  der 
möglichen  Anwendungsbereiche  des  Liberalismus  würden  hierdurch  ausge-
klammert (vgl. Taylor 1993, S. 108ff.).
Den Überblick über zentrale kommunitaristische Einwände am modernen Libe-
ralismus abschließend soll  zuletzt noch die grundlegende kommunitaristische 
Kritik an der Auffassung des losgelösten Selbst bzw. freischwebenden Ichs ge-
nannt werden, die den Ausgang für Taylors Kritik an der atomistischen Ontolo-
gie des Liberalismus gebildet hat. Nach Ansicht der Kommunitarier verwenden 
liberale Philosophen, wie beispielsweise Rawls, für die Ausgestaltung ihrer Ge-
rechtigkeitskonzeptionen eine nicht angemessene Konzeption des Selbst bzw. 
der Person. Dabei lassen sie jedoch außer Acht, dass das Selbst in Wirklichkeit 
eingebettet ist in gemeinschaftliche Verpflichtungen und sich durch diese über-
haupt erst konstituiert. Solche Verpflichtungen sind keinesfalls bloß eine Frage 
der persönlichen Wahl eines Individuums. Übersehen wird durch den Liberalis-
mus,  dass  die  Verpflichtungen  des  Individuums bestimmt  werden  durch  die 
Identität des Einzelnen als Mitglied einer Gemeinschaft und seiner Rolle, die er 
in  einer  solchen  Gemeinschaft  einnimmt  (vgl.  Craig  1998,  S.  466;  Kersting 
2001, S. 432ff.; Kymlicka 2002, S. 221ff.). Diese grundsätzliche Kritik wird im 
folgenden Kapitel ausführlich dargestellt und analysiert.
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 3 Liberalismus-Kommunitarismus Kontroverse des 
Personenbegriffs
Wie bereits  erwähnt  wurde,  entwickelte  sich  die  Liberalismus-Kommunitaris-
mus-Debatte insbesondere aus Anlass der Veröffentlichung von Michael San-
dels (geb. 1953) Liberalism and the Limits of Justice (1982) (Forst 1993, S. 22). 
So geht denn auch die Kritik am Begriff der Person bzw. des Selbst der libera-
len politischen Philosophie vorrangig auf Sandels Werk zurück; erst durch ihn 
wurde die Schlacht um das Selbst eröffnet (Rosa 2002).
Im folgenden Kapitel  wird nun ausführlich die Kritik von Sandel am liberalen 
Personenbegriff vorgestellt und analysiert. Ferner wird auch die Kritik von Ma-
cIntyre (1984) und Taylor (1989) diskutiert. Hierdurch soll der gemeinsame Kern 
der Kritik dieser sehr verschiedenen Autoren am modernen Liberalismus sicht-
bar werden. Für eine bessere Einordnung in den historischen Kontext wird aber 
zunächst ein Überblick über wichtige Etappen der Entwicklung des Personen-
begriffs in der Philosophiegeschichte mit besonderem Bezug zur praktischen 
Philosophie gegeben. Zeigen wird sich dabei unter anderem, dass im Vergleich 
zu der verwickelten Diskussion des Personenbegriffs in den letzten Jahrhunder-
ten sowohl  innerhalb der liberalen als auch kommunitaristischen Philosophie 
von einem inhaltlich begrenzten Personenbegriff ausgegangen wird (vgl. Stur-
ma 2002, S. 445).
 3.1 Historische  Entwicklung  des  Personenbegriffs  innerhalb  
der praktischen Philosophie
Lange Zeit war man der Auffassung, dass die zentralen Bedeutungsmerkmale 
des Personenbegriffs auf die frühchristliche Trinitätslehre zurückzuführen seien. 
Der Trinitätslehre gemäß verkörpern sich in Gott die drei göttlichen Personen 
Vater, Sohn und Heiliger Geist. In besonders prägnanter Weise kommt diese 
Auffassung in der Formel Tertullians (um 150-230 n. Chr.) „tres personae – una 
substantia“ zum Ausdruck (Sturma 1997, S. 47). Gute Gründe sprechen heute 
jedoch dafür, den philosophiehistorischen Ursprung des Personenbegriffs be-
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reits in die vorchristliche Antike zu datieren. So nimmt man nunmehr an, dass 
das lateinische Wort persona, welches sowohl das natürliche Antlitz des Men-
schen, ein künstliches Gesicht, eine Maske oder auch eine Rolle im Theater be-
zeichnen kann, ursprünglich vom lateinischen Verb personare (dt. durchtönen, 
hindurchtönen) abgeleitet worden ist,  obwohl hinsichtlich der Glaubwürdigkeit 
der etymologischen Herleitung immer noch Zweifel bestehen (vgl. Ritter 1989, 
Sp. 270). Wiederholt wurde vor dem Hintergrund der Übertragung des Bühnen-
wesens von den Griechen zu den Römern auch die Vermutung geäußert, das 
griechische  πρόσωπον  (dt. Gesicht, Maske) würde den Ursprung des Perso-
nenbegriffs  darstellen.  Diese  Annahme ist  jedoch  aufgrund  lautlicher  Unter-
schiede ebenso fragwürdig.
Die begriffshistorische Abhandlung des Personenbegriffs soll  in dieser Arbeit 
weitgehend auf die Entwicklung und Verwendung des Personenbegriffs inner-
halb der praktischen Philosophie begrenzt bleiben. Einerseits würde eine Re-
konstruktion der verschiedenen Personenbegriffe  innerhalb der theoretischen 
Philosophie den Rahmen der Arbeit zwangsläufig sprengen – allein die Verwen-
dung des Personenbegriffs in der scholastischen Philosophie ist durch unge-
heures Ausmaß an Differenziertheit gekennzeichnet –, und andererseits würde 
sich speziell vor dem Hintergrund der Untersuchung des liberalen und kommu-
nitaristischen Personenbegriffs eine Untersuchung der Auffassung des Perso-
nenbegriffs innerhalb der theoretischen Philosophie als wenig zielführend erwei-
sen. 
Hiermit soll jedoch nicht gesagt sein, dass der Darstellung des Verständnisses 
des Personenbegriffs innerhalb der theoretischen Philosophie überhaupt keine 
Relevanz für die vorliegende Arbeit beizumessen ist. Jedoch sind die dort ge-
bräuchlichen Auffassungen eher für die grundlegenderen Probleme der konsti-
tutiv-paradigmatischen  Voraussetzungen  der  theoretischen  Philosophie,  wie 
Zeit, Kausalität oder auch Einheit von Belang (vgl. Kersting 2001, S. 410). Die-
se Aspekte spielen hingegen für die mit dem Personenbegriff verbundenen Pro-
bleme der praktischen Philosophie eine eher untergeordnete Rolle.
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Trotz der klaren Ausrichtung der Darstellung auf den innerhalb der praktischen 
Philosophie verwendeten Personenbegriff wird jedoch an dieser Stelle zunächst 
auf  die  besondere  Bedeutung  der  Bestimmung  des  Personenbegriffs  durch 
John Locke (1632-1704) und auf seine Lehre von der personalen Identität auf-
merksam gemacht, die im Grunde der theoretischen Philosophie zu zurechnen 
sind. Die Theorie der personalen Identität wird in philosophischen Fachkreisen 
seit  Beginn der 70er Jahren des 20. Jahrhunderts  intensiviert  erforscht (vgl.  
Thiel 1983, S. 1f.) und übt großen Einfluss bezüglich der Auffassung des Perso-
nenbegriffs  der  gegenwärtigen  theoretischen  Philosophie  aus  (vgl.  Sturma 
1995, S. 52). Aber auch für die Liberalismus-Kommunitarismus-Debatte besit-
zen Lockes Erwägungen unmittelbare Bedeutung,  da Rawls  sich hinsichtlich 
seiner Personenkonzeption häufig explizit  auf Kant bezogen hat und dessen 
Auffassung des Personenbegriffs  wiederum, wie  später  zu zeigen sein wird, 
deutliche Anleihe bei Locke nimmt. 
Radikal stellt Locke zunächst die ihm durch die Scholastik als auch durch den 
Cartesianismus überlieferten Auffassungen der Begriffe der Person und Identi-
tät in seinem Werk „An Essay concerning Human Understanding“ (1694) infrage 
(vgl. Thiel 2001, S. 79ff.). Locke grenzt den Begriff der Person im sogenannten 
Identitätskapitel  „Of  Identity  and  Diversity“  anhand  der  Verschiedenheit  der 
Identitäten der abstrakten Ideen der Substanz und Lebewesen voneinander ab. 
Als Person bezeichnet Locke ein denkendes, verständiges Wesen, das Ver-
nunft und die Fähigkeit besitzt, eigenständige Überlegungen anzustellen. Eine 
Person ist imstande, sich als sich selbst zu betrachten (vgl.  Locke 1981, S. 
419). Diese Person stellt das Ich dar, das sich selbst täglich vermittels des Be-
wusstseins Handlungen, Gedanken und Gefühle zuschreibt und das zugleich 
um seine eigene Zukunft besorgt ist (vgl. Thiel 2001, S. 82).
Ein Lebewesen stellt für Locke hingegen einen lebend organisierten Körper dar, 
dessen Identitätskennzeichen dasselbe anhaltende Leben ist. Ein Mensch un-
terscheidet sich hiervon qualitativ nicht, sondern stellt für Locke bloß ein Lebe-
wesen mit einer bestimmten Gestalt dar. Allgemein meint Locke bezogen auf 
die  Identität  von  Lebewesen  keinen  Unterschied  zwischen  der  Identität  von 
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Pflanzen, Tieren und Menschen als Lebewesen ausmachen zu können. Bei-
spielsweise sind entsprechend der Auffassung der Identität eines Lebewesens 
die Bestandteile einer Pflanze in einem zusammenhängenden Körper organi-
siert und nehmen an einem gemeinsamen Leben teil. Die Teile der Pflanze fah-
ren fort, die Pflanze zu sein, solange sie an demselben Leben teilnehmen. Ana-
log hierzu bestimmt Locke auch die Identität von Tieren und Menschen (vgl. Lo-
cke 1981, S. 413ff.).
Vor allem die Fähigkeit, sich selbst als sich selbst zu betrachten, d.h. sich selbst 
als dasselbe Ding zu verschiedenen Zeiten an verschiedenen Orten zu verste-
hen,  ist  zentrales Merkmal  für  Lockes Bestimmung der  personalen Identität. 
Notwendige Voraussetzung dieser Fähigkeit ist die Existenz des Bewusstseins 
(engl. consciousness), dass vom Denken untrennbar ist, sein Wesen ausmacht 
und es stets begleitet. Durch das eigene Bewusstsein wird jeder erst zu dem, 
was er sein Selbst nennt, wodurch er sich zugleich von jedem anderen denken-
den Wesen unterscheidet. Hierin besteht für Locke die Identität der Person. Be-
zogen auf Handlungen ergeben sich aus dieser Sichtweise folgenschwere Kon-
sequenzen, da Locke davon ausgeht, dass das Bewusstsein vergangene und 
gegenwärtige Handlungen in ein und derselben Person vereinigt: „Somit ist al-
les, was das Bewusstsein gegenwärtiger und vergangener Handlungen besitzt, 
dieselbe Person, der beiderlei Handlungen angehören (Locke 1981, S. 427).“ 
Hieraus folgert Locke, dass der Begriff der Person auch ein juristischer Begriff 
ist,  sofern er sich auch auf Handlungen und deren Lohn beziehen kann. Für 
Personen als vernunftbegabte Wesen können deshalb Gesetze zur Anwendung 
kommen (vgl. Locke 1981, S. 420ff.). Infolge des Aufzeigens der aus dem theo-
retischen  Personenbegriff  resultierenden  Konsequenzen  für  die  Praxis  ist 
Lockes Personenbegriff folglich auch unmittelbar in die Diskussion der prakti-
schen Philosophie und insbesondere der Rechtsphilosophie einzuordnen (vgl. 
Sturma 2001, S. 340).
Ein Blick in die Geschichte der praktischen Philosophie zeigt, dass der Perso-
nenbegriff seine besondere Stellung nicht zuletzt durch seine Verwendung in-
nerhalb der Rechtsphilosophie erlangt hat. Eingeführt wurde er in die antiken 
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Fachwissenschaften zunächst durch die Verwendung des griechischen Wortes 
πρόσωπον. Vergleichsweise spät tauchte der Personenbegriff dann in der römi-
schen Rechtslehre auf, konnte jedoch schon bald eine zentrale Stellung inner-
halb  derselben  einnehmen.  Allgemein  erfüllte  er  zunächst  die  Funktion, 
menschliche Individuen als Personen zu bezeichnen. Obwohl Sklaven in Stel-
lung und Ansehen zu dieser Zeit römischen Bürgern weit untergeordnet waren, 
wurden erstaunlicherweise auch sie innerhalb der römischen Rechtslehre als 
Personen bezeichnet (vgl. Ritter 1989, Sp. 273).
Im Grunde diente der Personenbegriff  in der römischen Rechtslehre als Ent-
sprechung des Allgemeinbegriffs  Mensch.  Erst  in  der  germanisch-deutschen 
Rechtstradition wurde der Begriff dann auch zur Bezeichnung von Nicht-Men-
schen, wie Tiere oder Tote, verwandt, wodurch sich juristisch betrachtet unter 
anderem Möglichkeit ergab, auch gegen Tiere Strafprozesse führen zu können. 
Im 15. und 16. Jahrhundert wurde der Begriff dann infolge der Diskussion der  
Stellung der Indianer in den Eroberungsgebieten der Spanier und Portugiesen 
durch die spanische Naturrechtslehre intensional erneut auf den Menschen ver-
engt (vgl. Ritter 1989, Sp. 322).
Die Herausbildung einer speziellen juristischen Verwendung des Personenbe-
griffs wurde erst durch Hugues Doneau (1527-1591), auch Donatellus genannt,  
im 16. Jahrhundert eingeleitet. Seiner juristischen Sichtweise entsprechend wird 
der Mensch durch die drei Status des römischen Rechts (lat. status libertatis; ci-
vitatis und familae) zur Rechtsperson erhoben. Diese bilden nach Doneau zu-
gleich  die  Bedingung  für  das  Zukommen  der  sogenannten  Personenrechte. 
Durch diese Bestimmung ergibt sich für die technisch-juristische Bedeutung des 
Personenbegriffs, dass er zentral den Status der Menschen und ihre Teilhabe 
am Rechtsleben umfasst.
Diese juristische Bedeutung des Personenbegriffs  hatte  lange Zeit  Bestand; 
erst die Naturrechtslehrer der Aufklärung sahen sich veranlasst, den Personen-
begriff weiter zu entwickeln. Die dreigliedrige Statuslehre wurde von ihnen zu 
einer allgemeinen Statuslehre ausgebaut und der Begriff der Person dabei in ei-
nem spezifisch moralisch-rechtlichen Sinne aufgefasst. So nahm der Mathema-
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tiker und Philosoph Erhard Weigel (1625-1699) an, dass der Mensch nur als 
Glied der moralischen Welt Person sei. Folglich wäre der Personenbegriff kein 
natürlicher Begriff, sondern ein moralisch-rechtlicher Begriff in einer Welt mora-
lischer Beziehungen. Die Rechtsstellung des Menschen als Rechtssubjekt sah 
man aber nach wie vor als durch die den Menschen zukommenden Status be-
stimmt an, wobei aber die Trias Status Lehre des römischen Rechts erweitert 
aufgefasst wurde. Eine grundlegende Veränderung erfuhr diese Sichtweise erst 
durch Christian Wolff (1679-1754). Ihm zufolge bestimmte sich die Rechtsstel-
lung des Menschen nicht mehr als Akzidens eines objektiven Status, sondern 
daraus, dass er Person im Sinne eines Subjektes von Rechten und Pflichten 
sei.  Eine  allgemeine Rechtsfähigkeit  des Menschen wurde jedoch auch von 
Wolff noch nicht angenommen (vgl. Ritter 1989, Sp. 322ff.).
Erst die jüngeren Vertreter des Naturrechts stellten die individualrechtliche The-
se auf, dass der Mensch unabhängig von jedem Status das Recht habe, als 
Person im Recht anerkannt zu werden. Als Vertreter dieser jüngeren Generati-
on unterschied Immanuel Kant (1724-1804) in seiner Schrift  Grundlegung zur  
Metaphysik der Sitten (1785) grundlegend zwischen Sachen, zu denen er auch 
Tiere zählte, und Personen (vgl. Sandkühler 1990, S. 658). Erste haben als ver-
nunftlose und Letztere als  vernünftige Wesen zu gelten.  Vernünftige Wesen 
stellen Kant zufolge Personen dar, insofern ihre Natur sie als Zweck an sich 
selbst auszeichnet.
Vernünftige Wesen dürfen nicht als bloße Mittel gebraucht werden (vgl. Sturma 
1995, S. 55), vernunftlose Wesen hingegen jedoch schon. In der  Metaphysik 
der Sitten (1797) bestimmt Kant Personen als Subjekte, deren Handlungen ei-
ner Zurechnung fähig seien. Dem gemäß bezeichnet der Begriff einer morali-
schen Person auch die Freiheit eines vernünftigen Wesens unter moralischen 
Gesichtspunkten.  Eine moralische Person ist  nur den moralischen Gesetzen 
unterworfen, die sie sich selbst gibt. Auf die Bedeutung der Vernunft für den Be-
griff der Person weist Kant auch in seiner späten Schrift Anthropologie in prag-
matischer Hinsicht (1798) hin.
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„Daß der Mensch in seiner Vorstellung das Ich haben kann, erhebt ihn unendlich über 
alle anderen auf Erden lebenden Wesen. Dadurch ist er eine Person und, vermöge der 
Einheit des Bewusstseins, bei allen Veränderungen, die ihm zustoßen mögen, eine und 
dieselbe Person, d.i. ein von Sachen, dergleichen die vernunftlosen Tiere sind, mit de-
nen man nach Belieben schalten und walten kann, durch Rang und Würde ganz unter-
schiedenes Wesen.3
In dieser Definition wird neben der moralischen Dimension des Personenbe-
griffs auch die Bezugnahme Kants auf die Bestimmung der Person gemäß der 
Theorie der personalen Identität von John Locke sichtbar, wenn gleich der Per-
sonenbegriff durch Kant eine weitreichende, ethische Neuinterpretation erfährt 
(Sturma 2001, S. 340). Wichtig ist die Feststellung, dass Kant sowohl morali-
sche als auch psychologische Aspekte des Personbegriffs unterscheidet (vgl. 
Leder 1999, S. 36; Baum 2001, S. 7f.) und zugleich diese moralisch-praktisch 
und theoretisch erkennbaren Unterschiede zwischen Menschen und Tieren in 
seinem  Personenbegriff  wie  selbstverständlich  miteinander  verknüpft  (vgl. 
Baum 2001, S. 5). Während dessen für den psychologischen Personenbegriff 
das Bewusstsein des Ichs konstitutiven Charakter besitzt und somit eine klare 
Parallele zur lockeschen Theorie der interpersonalen Identität gezogen werden 
kann, stellt die Person in moralischer Hinsicht gemäß Kant ein Wesen dar, das 
den Prinzipien seiner Vernunft nach frei und infolge dessen imstande ist, nach 
moralischen Prinzipien zu handeln.
Die Handlungen einer moralischen Person sind nach Kant einer Zurechnung fä-
hig. Eine Person ist dem gemäß imstande, sich selbst autonome Zwecke zu 
setzen und ist infolge dessen auch als Zweck an sich selbst anzusehen (vgl.  
Leder 1999, S. 36). Erst auf der Grundlage dieses moralischen Verständnisses 
des Menschen als Person ist  die Rechtslehre Kants zu verstehen. In dieser 
Rechtslehre wird der moralische Begriff des äußeren Rechts von den morali-
schen Gesetzen der Freiheit her entfaltet. Folglich kommt dem Menschen im 
Recht die volle Rechtsfähigkeit als Rechtsperson aufgrund des einzigen ange-
borenen Rechtes der Freiheit zu (vgl. Ritter 1989, Sp. 325f.).
3 Kant, I. (1964): Schriften zur Anthropologie, Geschichtsphilosophie, Politik und Pragmatik 2. 
Bd. XII, Frankfurt am Main: Suhrkamp Verlag, S. 399
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Auch Hegel (1770-1831) führt die Rechtsfähigkeit des Menschen und damit die 
abstrakte  Grundlage  des  Rechts  in  seinen  Grundlinien  der  Philosophie  des  
Rechts (1820) auf die Rechtspersonalität des Menschen zurück (Hegel 1976, S. 
95). Die zentrale Stellung des Personenbegriffs in der hegelschen Rechtsphilo-
sophie tritt besonders deutlich vor dem Hintergrund ihrer Konsequenzen für die 
Ausgestaltung des Personen- und Sachenrechts, wobei er Ersteres in Letzte-
rem aufgehen lässt (vgl. Hegel 1976, S. 98), und der Auffassung der bürgerli -
chen Gesellschaft in ihrer Gestalt als Rechtsverfassung zutage. Die bürgerliche 
Gesellschaft wird von Hegel als der Ort bezeichnet, in dem die Persönlichkeit 
und das Eigentum gesetzliche Anerkennung, Gültigkeit und Schutz erfahren.
Ferner weist  Hegel auf die Notwendigkeit der Abstraktion in der Gestalt  des 
Personenbegriffs hin, durch die vom jeweils konkreten Individuum abstrahiert 
wird. „Die Persönlichkeit fängt erst da an, insofern das Subjekt nicht bloß ein 
Selbstbewusstsein überhaupt von sich hat als konkretem, auf irgendeine Weise 
bestimmtem, sondern vielmehr ein Selbstbewusstsein von sich als vollkommen 
abstraktem Ich, in welchem alle konkrete Beschränktheit und Gültigkeit negiert 
und ungültig ist (Hegel 1976, S. 93).“ Alle Individuen sind als Bewusstsein des 
Einzelnen in der Form der Allgemeinheit allgemeine Personen und somit not-
wendig miteinander identisch.
Infolge der Rezeption des Deutschen Idealismus durch die Rechtwissenschaf-
ten konnte sich die Vorstellung der Rechtsperson als notwendige Vorausset-
zung der allgemeinen Rechtsfähigkeit jedes einzelnen Menschen zunächst als 
vorherrschende Meinung durchsetzen. Diese Auffassung wurde unter anderem 
vom Begründer der so genannten historischen Rechtsschule Savigny (1779-
1861) vertreten. Auch er führte das Recht in seinem Ursprung auf den morali -
schen Personenbegriff zurück, indem er die Vorhandenheit des Rechtes als Ge-
währleistung der sittlichen, jedem einzelnen Menschen innewohnenden Freiheit 
auffasste. Demzufolge fiel für ihn der Begriff der Person bzw. der Begriff des 
Rechtssubjektes mit dem Begriff  des Menschen zusammen, sodass er jeden 
einzelnen  Menschen  für  rechtsfähig  erklären  konnte  (vgl.  Ritter  1989,  Sp. 
328f.).
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In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts etablierte sich infolge der zuneh-
menden Verselbständigung der Rechtswissenschaft der sogenannte Rechtspo-
sitivismus, dessen vorrangiger Untersuchungsgegenstand das positiv gegebene 
Recht ist. Dem Rechtspositivismus gemäß ist die Geltung von Normen allein 
auf ihre positive Setzung im Rahmen des kodifizierten Rechtes zurückzuführen. 
Den Gegensatz zum Rechtspositivismus bildet dabei die in den vorherigen Aus-
führungen zum Ausdruck gekommene Lehre vom Naturrecht, der gemäß das 
geltende Recht übergeordneten Maßstäben, wie zum Beispiel  der Natur des 
Menschen, der Vernunft usw. untergeordnet werden muss.
Aus Sicht des Rechtspositivismus besteht grundsätzlich nicht mehr die Notwen-
digkeit, den Begriff des Menschen als Rechtsperson begründen zu müssen. Die 
Qualität des Menschen als Rechtsperson wird den Subjekten allein durch den 
Staat zugewiesen, indem der Staat den Subjekten ein privates oder öffentliches 
Recht verleiht. Wesentlich wichtiger als Begründung des Personenbegriffs wur-
de deshalb aus Sicht des Rechtspositivismus die Frage, welche Funktion der 
Begriff der Person innerhalb einer Rechtsordnung überhaupt ausüben solle. In 
der Gesetzgebung konnte beobachtet werden, dass der Begriff der Person als 
zentraler Begriff der Rechtslehre unter dem Einfluss des Rechtspositivismus zu-
nehmend durch den Begriff der Rechtsfähigkeit, d.h. der Fähigkeit, Träger von 
Rechten und Pflichten zu sein, abgelöst wurde. Der Begriff der Rechtsfähigkeit 
bildet heute die Grundlage des BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) der Bundesre-
publik Deutschland, der zentralen Kodifikation des deutschen allgemeinen Ge-
setzbuches (vgl. Ritter 1989, Sp. 329.).
Infolge  der  nunmehr  ausschließlich  juristischen Sichtweise  des Personenbe-
griffs wurde es möglich, künstlich neue Begriffe wie den Begriff der juristischen 
Person zu bilden. Auf diese Weise konnten nun unter anderem auch Gemein-
den, Korporationen und ähnliche Vereinigungen vermittels der Zuweisung des 
Begriffes der juristischen Person für rechtsfähig erklärt werden. Die Notwendig-
keit,  sich mit dieser Fragestellung zu beschäftigen, hatte bereits Savigny er-
kannt. Obwohl Savigny die Verwendung des Personenbegriffs zunächst allein 
für die Bezeichnung einzelner Menschen vorgesehen hatte, wies er auch darauf 
Liberalismus-Kommunitarismus Kontroverse des Personenbegriffs S. 31
hin, wie die Rechtsfähigkeit auf künstliche Gebilde durch Zuweisung des Be-
griffs der juristischen Person zu übertragen sei (vgl. Ritter 1989, Sp. 331.).
Die  Möglichkeit  der  Verwendung des  Begriffs  der  juristischen  Person führte 
dazu, dass sich nun auch die Frage gestellt wurde, ob nicht auch der Begriff der 
natürlichen Person infolge seiner künstlichen Zuweisung durch die Rechtsord-
nung konsequenter Weise als Begriff der juristischen Person aufzufassen sei. 
So erblickte insbesondere der österreichische Rechtstheoretiker Hans Kelsen 
(1881-1973), Begründer der so genannten reinen Rechtslehre, im Menschen 
als Rechtsperson bloß eine juristische Person. Diese radikalisierte Sichtweise 
liegt dem Ansatz der Rechtsfähigkeit zugrunde, dem zufolge das Ergebnis, eine 
Person zu sein, allein durch den Personifikationsakt der Rechtsordnung zustan-
de kommt. Vor dem Hintergrund dieser neuen, rein juristischen Auffassung des 
Personenbegriffs eröffnet sich unter anderem auch ohne Weiteres die Möglich-
keit, Tieren, Pflanzen oder auch der Natur eine eigene Rechtssubjektivität zuzu-
schreiben, ohne dabei den innerhalb der klassischen Philosophie dominieren-
den Aspekt der Vernunft  als Hauptkriterium für Personen berücksichtigen zu 
müssen (vgl. Ritter 1989, Sp. 332.).
Infrage gestellt worden ist das Verständnis des Personenbegriffs entsprechend 
dem Rechtspositivismus durch den Missbrauch, den diese Betrachtungsweise 
unter  der Gesetzgebung der Nationalsozialisten erfahren hat.  Obwohl  in der 
Rechtslehre des Nationalsozialismus zunächst der Begriff der Rechtsperson als 
Ausdruck eines abstrahierenden, formalisierenden, individualistischen und da-
mit „undeutschen“ Denkens abgelehnt wurde, ist der Paragraph 1 des BGB er-
staunlicherweise auch unter der NS Herrschaft formell nie außer Kraft gesetzt 
worden. Durch die Überführung der Verleihung einer ursprünglich abstrakten, 
jedem Menschen zukommenden Rechtsfähigkeit in eine konkrete, dem Men-
schen aufgrund seiner  Stellung zum deutschen Volk in Rassegenossen und 
Rassefremde einteilende Rechtsordnung wurde Menschen de facto jedoch un-
terschiedliche Rechtsfähigkeit zugewiesen (vgl. Ritter 1989, Sp. 333f.). Dieser 
Auffassung gemäß bestimmt sich die Verleihung der Rechtsfähigkeit allein in 
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Abhängigkeit  der  Stellung  des  Einzelnen  zum Volk,  hier  insbesondere  dem 
deutschen Volk, als kollektiver Bezugsgröße.
Erschüttert durch die Konsequenzen der nationalsozialistischen Rechtsauffas-
sung bekennt sich die Bundesrepublik Deutschland in ihrer heutigen Rechtsord-
nung zu unveräußerlichen Menschenrechten (GG Art. 1 I, II) und dem Recht auf 
die freie Entfaltung der Persönlichkeit (GG Art. 2 I). Die Begriffe Menschenrech-
te und Persönlichkeit sind jedoch ohne Reflexion auf das Wesen des Menschen 
als einer Rechtsperson nicht erschließbar. Folglich stellt der Begriff der Rechts-
person den zentralen Begriff  der gültigen Rechtsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland dar, wodurch eine unmittelbare Verbindung zu den Auffassungen 
der Aufklärungszeit wieder gegeben ist (vgl. Ritter 1989, Sp. 334f.).
Bezogen auf den Personenbegriff der Liberalismus-Kommunitarismus Debatte 
ergeben sich infolge der Betrachtung der verschiedenen Konzeptionen des Per-
sonenbegriffs in der Geschichte der praktischen Philosophie und der Rechts-
wissenschaft  aufschlussreiche Hinweise.  So wird unter  anderem anhand der 
folgenden Analyse des Personenbegriffs des modernen Liberalismus die be-
sondere Bedeutung insbesondere der kantischen Auffassung desselben für die 
Ausgestaltung der rawlschen Gerechtigkeitstheorie deutlich werden.
 3.2 Begriff der Person in den Konzeptionen des modernen 
Liberalismus und Kommunitarismus
Die Bedeutung und die Verwendung des Personenbegriffs in den grundlegen-
den Schriften des modernen Liberalismus und insbesondere in der  Theory of  
Justice werfen wichtige Fragen auf. Unter anderem ist zu hinterfragen, was un-
ter der Bezeichnung Person überhaupt zu verstehen ist. Rawls gebraucht in A 
Theory of Justice die Bezeichnung persons bzw. reasonable persons. Aufgabe 
dieser reasonable persons ist es, in einer ursprünglichen Situation der Freiheit  
und Gleichheit Gerechtigkeitsprinzipien für die Grundstruktur einer Gesellschaft 
zu wählen (vgl. Kap. Fehler: Referenz nicht gefunden).
In der deutschen Ausgabe der Theory of Justice wird der Ausdruck reasonable 
persons mit der Bezeichnung vernünftige Menschen anstatt mit der auch mögli-
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chen Übersetzung vernünftige Personen übersetzt (vgl. Rawls 1975, S. 28; S. 
33; S. 35 usw.). Hierdurch kann für den deutschsprachigen Leser der Eindruck 
entstehen, dass das englische Wort  persons in der Gerechtigkeitstheorie von 
Rawls allein im Sinne des Gattungsbegriffs Mensch zu verstehen ist. Diese An-
nahme täuscht jedoch. Schon die historischen Verständnisweisen des Perso-
nenbegriffs  belegen,  dass  innerhalb  der  theoretischen wie  auch praktischen 
Philosophie grundsätzlich die Begriffe Mensch und Person unterschieden wer-
den. Und auch für Rawls Theory of Justice ist davon auszugehen, dass mit der 
Bezeichnung person nicht der biologische Gattungsbegriff Mensch gemeint ist, 
für den in der englischen Sprache der Ausdruck  human being zur Verfügung 
steht, sondern als Übersetzung für den englischen Ausdruck person auch im 
Deutschen die Wahl des Ausdrucks Person angemessener wäre. Berechtigter-
weise kann also der Vorwurf  erhoben werden, dass Rawls zumindest in der 
Theory of Justice nicht immer klar genug den Begriff der Person bestimmt, so-
dass kritische Einwände hierzu beinahe zwangsläufig erfolgen mussten.
Eine klare Bestätigung für die Annahme, dass das englische Wort persons im 
Sinne von Personen zu verstehen ist, findet sich erst in Rawls späteren Schrif-
ten, in denen er die Bedeutung des Personenbegriffs für seine Gerechtigkeits-
theorie  eingehender diskutiert.  Seine Auffassung wird  unter  anderem in  den 
Aufsätzen Kantian Constructivism in Moral Theory (Rawls 1980) und Justice as 
Fairness: Political not Metaphysical  (Rawls 1985) ausführlich erläutert.  Rawls 
betont hier ausdrücklich die besondere Stellung des Personenbegriffs für die 
Entwicklung einer angemessenen Moraltheorie und unterstreicht die generelle 
Bedeutung des Personenbegriffs für die praktische Philosophie. Im Sinne einer 
kantischen Variation der Moraltheorie, zu der er auch seine eigene Gerechtig-
keitstheorie zählt, hält er es für zwingend notwendig, den Begriff der Person, 
das Konstruktionsverfahren und die obersten Leitsätze einer Gerechtigkeitskon-
zeption miteinander zu verknüpfen (vgl. Rawls 1980, S. 516f.).
Entsprechend der  Bestimmung des Personenbegriffs  in  A Theory  of  Justice 
werden Personen neben ihrer Vernünftigkeit (engl. reasonable) als frei (engl.  
free) (vgl. Rawls 1996, S. 28) und gleich (engl. equal) vorgestellt. Die Bestim-
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mung der Personen als frei begründet unter anderem, dass die Personen keine 
aufeinander gerichteten Interessen aufweisen, d. h. kein Interesse an den Inter-
essen der anderen Personen innerhalb der Ursprungssituation besitzen (vgl. 
Rawls 1996, S. 30). Synonym werden Personen in der Theory of Justice auch 
als  moral subjects  bezeichnet, wobei dieser Ausdruck auch in der deutschen 
Ausgabe sinngemäß als  moralische Subjekte übersetzt wird. Moralische Sub-
jekte sind für Rawls vernünftige Wesen, die ihren eigenen Zielen nachgehen 
und über ein Gerechtigkeitsgefühl verfügen (vgl. Rawls 1996, S. 29). Als weite-
re synonyme Bezeichnung für den Ausdruck vernünftige Wesen wird an einer 
späteren Stelle der deutschen Ausgabe der Theory of Justice auch der Begriff 
moralische Persönlichkeiten verwendet (vgl. Rawls 1996, S. 608).
Der Besitz einer Vorstellung des Guten, über den eine moralische Persönlich-
keit laut Rawls verfügt, will besagen, dass sie einen vernünftigen Lebensplan 
besitzt,  dessen Ziele sie selbst gewählt hat. Grundsätzlich strebt eine solche 
Persönlichkeit nach Verhältnissen, die es ihr ermöglichen, ihre Eigenart als frei-
es und gleiches, mit Vernunft ausgestattetes Wesen möglichst vollständig aus-
drücken zu können.  Der  zusätzliche Besitz  eines Gerechtigkeitssinns äußert 
sich darüber hinaus in dem Wunsch, gewisse Grundsätze des Rechts als für 
das eigene Handeln verbindlich anzuerkennen (vgl. Rawls 1975, S. 608).
In  seinen  späteren  Aufsätzen  kennzeichnet  Rawls  die  Personen  in  der  Ur-
sprungssituation der Gleichheit auch als „free and equal persons, proberly infor-
med and rational“, verwendet häufiger auch die Ausdrücke Bürger (engl. citi-
zens) oder Parteien (engl. parties) (vgl. Rawls 1985, S. 232ff. u. 236). Durch 
Verwendung dieser Bezeichnungen betont er den politischen Charakter seiner 
Theorie, die er nunmehr ausdrücklich als politische Konzeption der Gerechtig-
keit verstanden wissen will. Diese politische Neuausrichtung der rawlschen Ge-
rechtigkeitstheorie wird an späterer Stelle innerhalb der Darstellung der Entgeg-
nungen der liberalen Positionen auf die durch den Kommunitarismus hervorge-
brachten Einwände gegenüber dem liberalen Personenbegriff ausführlicher er-
örtert werden (vgl.  Kap.   3.3  ).  Festzuhalten bleibt  hier aber zunächst,  dass 
Rawls in diesen späteren Schriften ausdrücklich den Begriff des Menschen vom 
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Begriff der Person unterscheidet, indem er unter anderem den Personenbegriff 
als das dem Menschen eigene Selbstverständnis bestimmt.
Der synonyme Gebrauch der Ausdrücke persons und moral subjects in A Theo-
ry of Justice und die zu Missverständnissen führende Möglichkeit der Überset-
zung von person als Mensch erweisen sich angesichts der Tatsache, dass den 
Begriffen Mensch und Person innerhalb der Philosophiegeschichte unterschied-
liche Bedeutungsinhalte zukommen, als durchaus problematisch (vgl. Sturma 
2001, S. 339). Die hierdurch bedingten Verwirrungen sind im nachhinein nur 
schwer zu entzerren und konnten beinahe zwangsläufig zu den Vorwürfen der 
Kommunitarier am liberalen Personenbegriff führen.
So lautet ein Haupteinwand von Michael Sandel gegenüber dem liberalen Per-
sonenbegriff der Theory of Justice denn auch, dass die in der Beschreibung der 
Individuen innerhalb der Original Position zum Ausdruck kommende Auffassung 
des Personenbegriffs eine anthropologische Bestimmung darstelle,  die ihrem 
Ansatz nach grundlegend falsch sei (vgl. Forst 1994, S. 23). Um diesen Vorwurf  
zu belegen, rekonstruiert  Sandel  in  Liberalism and the Limits  of  Justice den 
rawlschen Personenbegriffs der  Theory of Justice, um anschließend grundle-
gende Kritik an ihm zu üben. Zentrale Erkenntnisse dieser Kritik werden nach-
folgend untersucht.
Aus Sicht von Sandel stellt sich Rawls die Personen in der Ursprungssituation 
der Gleichheit als rationale Individuen vor, die jeweils nur an ihrem eigenen Vor-
teil  interessiert  sind und kein Interesse aneinander  hegen.  Diese Sichtweise 
stimmt jedoch für Sandel in keiner Weise mit den Menschen überein, die im ge-
wöhnlichen Leben anzutreffen sind. In einem gewöhnlichen Leben erfahren sich 
Menschen  als  Mitglieder  von  Familien,  Gemeinschaften  und  Nationen,  sind 
Söhne oder Töchter von Revolutionen oder Bürger einer Republik (vgl. Sandel 
1998, S. 179). Sofern Rawls ausdrücklich in seiner Begründung der beiden Ge-
rechtigkeitsprinzipien auf ihre Übereinstimmung mit den Gerechtigkeitsintuitio-
nen  gewöhnlicher  Menschen  hinweist,  so  lautet  Sandels  Einwand,  müssen 
auch die Voraussetzungen zur Gewinnung dieser Prinzipien in Form der Be-
stimmung der Personen in dieser Ursprungssituation ebenfalls mit den Auffas-
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sungen  gewöhnlicher  Menschen  von  moralischen  Personen  übereinstimmen 
(vgl. Forst 1994, S. 23). Dies trifft jedoch nicht zu.
Sandel selbst unterscheidet die Begriffe Selbst, Person und moralisches Sub-
jekt ausdrücklich nicht:
One might describe a general account of these constituent features of our self-under-
standing by a variety of names: a theory of the person, a conception of the self, a moral 
epistemology, a theory of human nature, a theory of moral subject, a philosophical an-
thropology. … To avoid confusion on this count, I should say in advance that the ac-
count I have in mind is a philosophical anthropology in the broadest sense; philosophic-
al in that it is arrived at reflectively rather than by empirical generalization, anthropology 
in that it concern the nature of the human subjects in its various possible form of iden-
tity.4
Die Verwendung des Begriffs Selbst eignet sich insofern für Sandel eigenes 
Vorhaben in besonderer Weise, da durch ihn gegenüber den anderen Begriffen 
die  Bedingung der  Möglichkeit  personaler  Identität  überhaupt  erst  zum Aus-
druck gebracht wird, d.h. die Möglichkeit für ein Individuum, ein eigenes Selbst-
verständnis bzw. ein eigenes Selbstbewusstsein zu entwickeln (Sandel 1998). 
Infolge dessen verwendet  Sandel anstelle der Bezeichnung Person durchge-
hend den Ausdruck Selbst. Das Selbst stellt die Instanz dar, die es ermöglicht, 
von sich selbst in der ersten Person zu reden, sich mit sich selbst zu identifizie-
ren und wiederum von anderen identifiziert zu werden (vgl. Forst 1994, S. 24).
Sandel wirft Rawls vor, die moralischen Subjekte als freischwebende Ichs bzw. 
ungebundene Selbsts (engl. unencumbered self) entworfen zu haben (vgl. San-
del 1998, S. 179). Ihm zufolge ist die Identität des Selbst in Rawls Theorie als 
vollkommen frei  wählbar  konzipiert  worden.  Personen können gemäß dieser 
Theorie alle inneren, qualitativen Bestimmungen ihrer Identität frei wählen, so-
wie sie üblicherweise die Aneignungen äußerer Dinge wählen können. Ferner 
sind sie in der Lage, ihre Teilhabe an existierenden, sozialen Praktiken infrage 
zu stellen und Abstand zu nehmen, wenn sie in der Ausübung derselben keinen 
Wert mehr erblicken (vgl. Kymlicka 2002, S. 221). Ein solchermaßen frei konzi-
4 Sandel, Michael J. (1982; 1998): Liberalism and the Limits of Justice. 2. Aufl., Cambridge: 
Cambridge University Press, S. 50
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piertes Selbst ist nicht mit seiner Umwelt in konstitutiver Weise verknüpft. San-
del belegt dies unter anderem durch den Verweis auf den häufig zitierten Satz 
von Rawls: „For the self is prior to the ends which are affirmed by it; even a 
dominant end must be chosen from among numerous possibilities (Rawls 1971, 
S. 560; Rawls 1975, S. 610)“.
Der rawlschen Gerechtigkeitstheorie hält Sandel vor, dass sie gezwungen sei, 
den Begriff eines Selbst vorauszusetzen, in dem die Unabhängigkeit des Selbst 
von seinen zufälligen Zielen angenommen werden muss (vgl. Sandel 1998, S. 
20).  Die Ursache für diese Notwendigkeit glaubt Sandel in der epistemologi-
schen Erfordernis auszumachen, der zufolge ein Subjekt von der jeweiligen Si-
tuation, in der es sich vorfindet, unterschieden werden können muss. Bestün-
den alle Selbst bloß aus einer Verknüpfung verschiedener, zufälliger Wünsche, 
Bedürfnisse und Ziele, müsste auch ein Weg existieren - sowohl für die beteilig-
ten Subjekte selbst als auch für einen externen Betrachter - diese Wünsche, 
Bedürfnisse und Ziele als Wünsche, Bedürfnisse und Ziele einzelner, konkreter 
Subjekte identifizieren zu können. Die auf diesem Wege aufgefundenen Eigen-
schaften würden dann die konkreten Subjekte in einem konstitutiven Sinne aus-
machen. Kritisch gegenüber dieser Vorstellung gibt Sandel zu bedenken, dass 
nur aus Wünschen, Bedürfnissen und Zielen bestehende Subjekte grundsätz-
lich nicht zu unterscheiden sind von einer großen Anzahl nicht differenzierter Ei-
genschaften nicht näher bestimmter Situationen. Infolge dessen kann aufgrund 
dieser Sichtweise im Grunde überhaupt kein Subjekt erkannt werden, das einer 
menschlichen Person ähnlich ist (vgl. Sandel 1998, S. 20).
Aus dieser Einsicht schlussfolgert Sandel, dass in einer Theorie des Selbst ge-
mäß der Form „Ich bin die Wünsche, Bedürfnisse und Ziele“ die Distanz zwi-
schen Subjekt und Situation zwangsläufig zusammenbrechen muss. Diese Di-
stanz ist jedoch notwendig für jede kohärente Konzeption einzelner menschli-
cher Individuen. Eine Theorie des Selbst entsprechend der Form „Ich habe die 
Wünsche, Bedürfnisse und Ziele“ hält diese Distanz hingegen aufrecht und wird 
von Sandel deshalb als unaufhebbarer, possessiver Aspekt einer kohärenten 
Konzeption des Selbst bezeichnet. Dieser possessive Aspekt des Selbst bringt 
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zum Ausdruck, dass ein Selbst nie in Gänze durch seine Eigenschaften im Sin-
ne von Bedürfnissen, Wünschen und Zielen konstituiert werden kann, sondern 
dass statt  dessen immer auch Eigenschaften gegeben sein müssen, die ein 
Selbst bloß im Sinne eines Habens besitzt (vgl. Sandel 1998, S. 20).
Wenn ein  Selbst  nicht über  Eigenschaften im Sinne eines Habens verfügen 
würde, so Sandel weiter, würde jeder noch so kleine Wandel der Situation auf-
grund der Nichtunterscheidbarkeit von Situation und Subjekt zwangsläufig dazu 
führen, dass ein Wandel der Situation zugleich auch einen Wandel des Selbst 
in seiner Gesamtheit bewirken würde. Folglich würde der Unterschied der eige-
nen Identität und der Situation vollkommen verwischt und nicht mehr gegeben 
sein. Es könnte keine Unterscheidung mehr getroffen werden zwischen Ich und 
Mein.  Als Bezeichnung für ein solchermaßen verstandenes Selbst gebraucht 
Sandel den Ausdruck radikal situiertes Subjekt (engl. radically situated subject) 
(vgl. Sandel 1998, S. 20f.).
Sandel hält den Begriff eines radikal situierten Subjektes genau wie dessen Ge-
genteil,  eines  radikal  entkörperten  Subjektes  (engl.  disembodied subject)  für 
eine nicht angemessene Auffassung der Person. Ein radikal entkörpertes Sub-
jekt ist im Gegensatz zu einem radikal situierten Subjekt als ein von seinen em-
pirischen Begebenheiten vollkommen losgelöstes Ich zu verstehen und stellt 
eine Art abstraktes Bewusstsein dar. Diesen beiden Extrempositionen entge-
gengesetzt fordert Sandel für die Bestimmung des Begriffs des Selbst ein, dass 
er es ermöglichen muss, das objektiv Gegebene, d.h. das jeweilige Selbst, auch 
aus der Ferne betrachten zu können (vgl. Sandel 1998, S. 21).
Bezogen auf die von Rawls genannte Voraussetzung der Gerechtigkeit, der zu-
folge die Frage nach Gerechtigkeit immer nur vor dem Hintergrund des Zusam-
menkommens mehrerer Menschen gestellt werden kann (vgl. Sandel 1998, S. 
50), weist Sandel darauf hin, dass er die Annahme der Pluralität der Menschen 
für einen essentiellen Bestandteil des Begriffs des moralischen Subjektes in der 
rawlschen Konzeption erachtet. Hierfür bezieht er sich ausdrücklich auf Rawls, 
dem zufolge gilt: „the plurality of distinct persons with separate systems of ends 
is an essential feature of human societies ... (Rawls 1971, S. 28).“
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Um zu verstehen, was der Ausdruck Pluralität der Menschen überhaupt in die-
sem Zusammenhang besagen will,  muss nach Sandel notwendigerweise zu-
nächst bestimmt werden, wodurch sich die einzelnen Individuen voneinander 
unterscheiden. Hierfür ist die Angabe eines Prinzips der Individuation notwendig 
(vgl. Sandel 1998, S. 51). Rawls weist als Lösung für dieses Problem auf die 
empirische gegebene Verschiedenheit  der  Menschen hin.  Menschen weisen 
verschiedene Verknüpfungen von Wünschen, Bedürfnissen und Zielen auf und 
werden durch diese Verknüpfungen als konkrete, einzelne Menschen charakte-
risiert. Jedes Individuum ist einzigartig in Zeit und Raum lokalisiert, in eine kon-
krete Familie und Gesellschaft hineingeboren, sodass die Gesamtheit der zufäl-
ligen Umstände zusammen mit allen Interessen und Werten, die hieraus wie-
derum erwachsen, die einzelnen Menschen zu dem machen, was sie sind (vgl.  
Sandel 1998, S. 51).
In jeder Gruppe von Personen und insbesondere in Gruppen, deren Teilnehmer 
ähnliche Lebensumstände aufweisen,  so  Sandel  weiter,  sind  nun mit  hoher 
Wahrscheinlichkeit miteinander übereinstimmende Ansichten und Interessen zu 
finden. Trotzdem werden sich die beteiligten Menschen auch angesichts der 
größten Ähnlichkeit ihrer Lebensumstände mehr oder weniger weit voneinander 
unterscheiden, sodass die Pluralität und Verschiedenheit der Menschen empi-
risch gesichert ist. Worin die jeweilige Individualität einer Person auch bestehen 
mag, kann letztlich immer empirisch beantwortet werden.
Die empirische gegebene Möglichkeit der Unterscheidung von Menschen reicht 
für Rawls aus, die Verschiedenheit und Pluralität der Menschen als eine gesi-
cherte Annahme vorauszusetzen und seinem Begriff des moralischen Subjek-
tes zugrunde zu legen. Hierfür ist es nicht erforderlich, auf metaphysische Grun-
dannahmen zurückzugreifen. Das bedeutet aber auch, dass die Zahl der Plura-
lität in der Welt der Anzahl empirisch gegebener Individuen entspricht. Sandel 
schlussfolgert hieraus, dass dem rawlschen Begriff des moralischen Subjektes 
zufolge jedes einzelne, konkrete menschliche Lebewesen ein moralisches Sub-
jekt darstellt (vgl. Sandel 1998, S. 52). Hierin offenbart sich wieder die anthro-
pologische Deutung des rawlschen Personenbegriffs durch Sandel.
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Ein weiterer wichtiger Aspekt des rawlschen Personenbegriffs kommt für San-
del im Verhältnis des Selbst zu seinen Zielen im Sinne eines besitzenden Sub-
jektes zum Ausdruck (vgl. Sandel 1998, S. 54). Die der rawlschen Konzeption 
der Person zugrunde liegende Theorie, der zufolge kein menschliches Ziel von 
einer möglichen Revision durch die Person ausgeschlossen ist, wird gelegent-
lich auch als kantische Sichtweise der Person bezeichnet (vgl. Sandel 1998, S. 
15; Kymlicka 2002, S. 221). Seine Nähe zur kantischen Lehre betont Rawls 
selbst in der Theory of Justice in Bezug auf die Vorstellung von freien und glei-
chen Vernunftwesen der Ursprungssituation (vgl. Rawls 1996, S. 284f.).
Nach Rawls sind Personen in der Ursprungssituation als moralische Persönlich-
keit vorzustellen. Im Zuge ihrer Stellung als moralische Persönlichkeiten wissen 
sie jedoch nicht, welches ihre letzten Ziele sind und verwerfen sogar ausdrück-
lich alle Auffassungen, in denen von der Vorhandenheit eines übergeordneten 
Zieles ausgegangen wird (vgl.  Rawls 1996, S. 610).  Sie begreifen sich statt  
dessen als Wesen, welche imstande sind, ihre letzten Ziele, die ausdrücklich 
auch mehrere sein können, selbst zu wählen bzw. zu revidieren (vgl.  Rawls 
1996, S. 607). Rawls geht sogar davon aus, dass eine Person verschiedene 
Ziele in sich vereinigen kann, die voneinander abweichen bzw. im Widerspruch 
zueinander  stehen (vgl.  Kymlicka  2002,  S.  224).  Diese Vielfalt  an Zielen ist 
Kennzeichen der Natur praktisch-vernünftiger Personen. Aus diesem Grunde 
kann für Rawls nur ein deontologischer Begriff des Richtigen, der Vorrang vor  
einer bestimmten teleologischen Ordnung besitzt, als Maßstab für die Beurtei-
lung der Lebenspläne und Ziele in einem moralischen Sinne gelten.
Sandels Rekonstruktion des rawlschen Personenbegriffs gemäß stellen sich für 
Rawls Konzeption des Selbst bezogen auf ihre Ziele zwei Fragen, auf die eine 
Antwort  gegeben werden muss: a) Wie das Selbst von seinen Zielen unter-
schieden werden kann und b) wie das Selbst mit seinen Zielen verbunden ist.  
Ohne eine Antwort auf die erste Frage zu geben, so Sandel, kann das Selbst 
bloß im Sinne eines  radikal situierten Subjektes aufgefasst werden und ohne 
eine Antwort für die zweite Frage zu finden, kann das Selbst nur im Sinne eines 
radikal entkörperten Subjektes aufgefasst werden. Wie gezeigt worden ist, ent-
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spricht das Selbst der rawlschen Sicht zufolge eher einem Selbst, das unabhän-
gig von seinen Zielen ist und über diese als besitzendes Subjekt verfügt (engl. 
subject of possession) (vgl. Sandel 1998, S. 54).
Der Besitz von Eigenschaften, Wünschen oder Ähnlichem durch ein Subjekt, 
stellt für Sandel eine besondere Art der Beziehung zwischen dem Subjekt und 
seinen Eigenschaften  dar.  Sofern  ein  Selbst  Besitzer  von Eigenschaften  ist, 
weist dieses Selbst zwar einerseits einen unmittelbaren Bezug zu seinen Eigen-
schafen auf, ist aber andererseits auch in eigentümlicher Weise von ihnen di-
stanziert. Durch diese Sichtweise wird dem Selbst eine gewisse Selbständigkeit 
zugesprochen, sofern auch nach einem möglichen Verlust von Eigenschaften 
das Selbst in sich erhalten bleibt. Folglich stellt der Aspekt der Distanz auch 
eine wichtige Voraussetzung für die Annahme der Möglichkeit des kontinuierli-
chen Bestehens des Selbst dar (vgl. Sandel 1998, S. 55).
Zur Aufrechterhaltung und Bestimmung der Distanz zwischen einem Selbst und 
seinen Wünschen, Bedürfnissen und Zielen ist für Sandel ein gewisses Maß an 
Selbstwissen des Selbst notwendig. Bezogen auf dieses Selbstwissen hält San-
del die Unterscheidung für wichtig, welche Eigenschaften, Wünsche, Bedürfnis-
se und Ziele unmittelbar zum Selbst im Sinne konstituierender Aspekte zu zäh-
len  sind  und  welche  Eigenschaften,  Wünsche,  Bedürfnisse  und  Ziele  dem 
Selbst nur im Sinne possessiver Aspekte zuzurechnen sind. Die Unterschei-
dung zwischen konstituierenden und possessiven Aspekten des Selbst erachtet 
Sandel seiner eigenen Vorstellung gemäß als einen fließenden Übergang. Die 
Grenzen des Selbst sind nicht fixiert, sondern variabel und in ihren Teilen nicht 
geformt (vgl. Sandel 1998, S. 59). Durch diese Sichtweise grenzt er sich von 
Rawls, wie noch zu zeigen sein wird, deutlich ab.
Zunächst untersucht Sandel jedoch als letzten Punkt seiner Rekonstruktion des 
rawlschen Personenbegriffs Rawls Stellungnahme bezüglich individualistischer 
und gemeinschaftlicher Ansprüche. Bezogen auf die Ursprungssituation setzt 
Rawls  ein  wechselseitiges  Desinteresse der  beteiligten  Subjekte  aneinander 
voraus. Die Annahme dieses Desinteresses soll gewährleisten, dass die Prinzi-
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pien der Gerechtigkeit nicht von starken Prämissen abhängig werden können, 
in denen eine Konzeption des Guten bereits enthalten ist.
Die Annahme gegenseitigen Desinteresses ist jedoch vielfach als eine einseiti-
ge, eine individualistische Sichtweise bevorzugende Prämisse der Gerechtig-
keitstheorie kritisiert worden. Sandel versucht in Liberalism and the Limits of Ju-
stice deshalb zunächst, diese Kritik ein Stück weit zu entkräften, indem er dar-
auf hinweist, dass Rawls ausdrücklich betont hat, vermittels der Annahme des 
wechselseitigen Desinteresses keine individualistischen Werte gegenüber kom-
munitaristischen Werten bevorzugen zu wollen. Auch kommunitaristische Werte 
können nach Rawls von den Subjekten in der Ursprungssituation für wertvoller  
als individualistische Werte erachtet werden und in einer Gesellschaft, in der die 
beiden Gerechtigkeitsprinzipien verwirklicht würden, zur vollen Blüte gelangen 
(vgl. Sandel 1998, S. 60f.). Kommunitaristische Wünsche und Bedürfnisse spie-
geln sich folglich auch in der rawlschen Gerechtigkeitstheorie in den Interessen 
der einzelnen Subjekte wieder.
Gegen die von Rawls vorgesehene Integration kommunitaristischer Werte in die 
Interessen der einzelnen Individuen wendet Sandel ein, dass die Theory of Ju-
stice bereits auf tiefer liegender Ebene individualistisch angelegt sei. Diese indi-
vidualistische Grundanlage,  die mit  einem Ausschluss anderer Konzeptionen 
des  Guten  einhergeht,  beruht  auf  der  Annahme eines  bereits  individuierten 
Subjektes.  Dieses individuierte  Subjekt  weist  immer  schon eine  gewisse Di-
stanz zu seinen Interessen auf. Damit wird jedoch seine eigentliche Identität als 
fix gesetzt und zugleich die öffentliche Identität des Selbst als moralische Per-
son geschützt vor zeitlich bedingten Veränderungen seiner Vorstellungen des 
Guten (vgl. Sandel 1998, S. 62).
Sandel  wendet  gegen  die  Annahme eines  fixen  Selbst  ein,  dass  hierdurch 
zwangsläufig jede Konzeption des Guten ausgeschlossen würde, die verbun-
den sei mit einer konstitutiven Auffassung des Selbst im Sinne einer Ausstat-
tung mit variablen Grenzen. Rawls sehe daher auch nicht die Möglichkeit eines 
öffentlichen Lebens vor, in dem die Identität des Selbst ebenso wie die Interes-
sen der Teilnehmer zur Debatte stehen würden. Sandel fasst diese Argumente 
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in dem Vorwurf zusammen, dass Rawls Konzeption des Selbst jede Möglichkeit 
eines Selbstverständnisses im Sinne intersubjektiver bzw. intrasubjektiver Zu-
gangsweisen mit  nicht  vorab festgelegten Grenzen des Selbst  ausschließen 
würde (vgl. Sandel 1998, S. 62).
Intersubjektive Zugangsweisen ermöglichen es nach Sandel, die moralischen 
Umstände, in denen sich ein Selbst vorfindet, in Hinblick auf die Beschreibung 
des Selbst mit zu berücksichtigen. Vermittels solcher Zugangsweisen können 
Verantwortlichkeiten oder Verpflichtungen eines Individuums gegenüber seiner 
Familie, Gemeinschaft, Klasse oder Nation zum Ausdruck gebracht werden. In-
trasubjektive Zugangsweisen hingegen ermöglichen bezogen auf die Beschrei-
bung eines Selbst die Berücksichtigung verschiedener Selbsts innerhalb eines 
einzelnen Menschen (vgl. Sandel 1998, S. 63).
Sofern inter- und intrasubjektive Betrachtungsweisen für die Bestimmungen des 
Personenbegriffs in der Theory of Justice ausgeschlossen sind, ist folglich auch 
der Personenbegriff innerhalb der Original Position jeder Konzeption des Guten 
entgegengesetzt, welche den Einfluss der Gemeinschaft in einem konstitutiven 
Sinne berücksichtigt wissen will. Rawls Konzeption zufolge kann die Wertschät-
zung der Gemeinschaft nur in den möglichen Zielen der einzelnen, individuier-
ten Subjekte zum Ausdruck gelangen, jedoch keinen konstituierenden Bestand-
teil des Selbst bilden (vgl. Sandel 1998, S. 64). Das Gut der Gemeinschaft kann 
nie so weit reichen, dass der Vorrang des Selbst gegenüber seinen Zielen auf-
gehoben werden würde (vgl. Sandel 1998, S. 149).
Sandel  hält  der  rawlschen  Sichtweise  des  Selbst,  die  er  bezogen  auf  den 
Aspekt der Gemeinschaft ironisierend auch als empfindsame Konzeption der 
Gemeinschaft (engl. sentimental conception of the community) bezeichnet, die 
Möglichkeit einer starken Theorie der Gemeinschaft entgegen und stellt die Be-
hauptung auf, dass Rawls Theorie sogar eine starke Theorie der Gemeinschaft 
erforderlich machen würde. Den Grund hierfür meint er in der Verwendung des 
Ausdrucks  gemeinsame Anlagen  (engl.  common assets)  auszumachen,  den 
Rawls zur näheren Charakterisierung der Original Position gebraucht (vgl. San-
del 1998, S. 149).
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But the difference principle requires more. It begins with the thought, congenial to the 
deontological view, that the assets I have are only accidentally mine. But it ends by as-
suming that these assets are therefore common assets and that society has a prior 
claim on the fruits of their exercise.5
Die empfindsame Konzeption der Gemeinschaft, in der die Wertschätzung der 
Gemeinschaft nur in den verschiedenen Zielen der Subjekte zum Ausdruck ge-
langt, bietet nach Sandel keine Möglichkeit, die notwendige Veränderbarkeit der 
Grenzen des Selbst im Sinne eines flüssigen Übergangs zwischen konstitutiven 
und possessiven Aspekten zu berücksichtigen. Diese Theorie ist nicht imstan-
de, die Grenzen zwischen dem Selbst und den Anderen auszudehnen, ohne 
dabei zugleich ein radikal situiertes Subjekt zu erzeugen, d.h. ein Selbst, des-
sen Eigenschaften nicht  von der  jeweiligen Situation  zu  unterscheiden sind. 
Hierfür, so Sandel, wäre eine Konzeption der Gemeinschaft notwendig, die das 
Selbst grundlegender zu durchdringen vermag, als dies in Folge der empfindsa-
men Konzeption der Gemeinschaft gestattet ist (vgl. Sandel 1998, S. 149).
 Eine starke Theorie der Gemeinschaft, von Sandel konstitutive Konzeption der 
Gemeinschaft genannt (engl. constitutive conception of community) (vgl. Sandel 
1998, S. 151), müsste hingegen nicht mehr als individualistisch gelten. Zwar 
könnte eine solche Theorie, ähnlich wie die rawlsche Theorie, die Wertschät-
zung der Gemeinschaft in den Zielen und Werten der Subjekte zum Ausdruck 
bringen, würde sich jedoch zugleich auch deutlich von ihr unterscheiden, inso-
fern Gemeinschaft nicht mehr nur ein bloßes Gefühl unabhängig vom Selbst 
darstellen würde, sondern darüber hinaus zugleich auch konstitutiven Charakter 
in Bezug auf das Selbstverständnis des Selbst besitzen könnte. Mitglied einer 
Gemeinschaft zu sein, würde nicht mehr nur bedeuten, allein in eigenen Zielen 
die  Wertschätzung  von  Gemeinschaften  zum Ausdruck zu  bringen,  sondern 
darüber hinaus auch besagen, dass die Identität der Subjekte zumindest in Tei-
len auch durch ihre Teilhabe an Gemeinschaften konstituiert  werden würde. 
Gemeinschaft beschriebe für diese Menschen nicht nur, was sie im Sinne pos-
5 Sandel, Michael J. (1982; 1998): Liberalism and the Limits of Justice. 2. Aufl., Cambridge: 
Cambridge University Press, S. 178
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sessiver Aspekte besitzen würden, sondern auch, was sie selbst wären in Be-
zug auf die Konstitution ihres eigenen Selbst (vgl. Sandel 1998, S. 150).
Bezogen auf den Begriff der Gesellschaft würde diese erst dann als eine Ge-
meinschaft bezeichnet werden können, wenn die Gemeinschaft für ihre Mitglie-
der konstitutiv im Sinne eines gemeinsam geteilten Selbstverständnisses wäre 
und dieses gemeinsame Selbstverständnis auch in den Institutionen der Gesell-
schaft zum Ausdruck gelangen würde. Mögliche Einwände von Rawls vorweg-
nehmend, gibt Sandel ferner zu bedenken, dass er diese konstitutive Konzepti-
on der Gemeinschaft metaphysisch besehen als nicht problematischer erachten 
würde als die konstitutive Konzeption der Gerechtigkeit von Rawls (vgl. Sandel 
1998, S. 173).
Die für Sandel nicht zureichende Berücksichtigung der Gemeinschaft in der Ge-
rechtigkeitstheorie von Rawls bzw. ihre einseitige, individualistische Auslegung 
kulminiert in dem Vorwurf:
If utilitarianism fails to take seriously our distinctness, justice as fairness fails to take 
seriously our commonality. In regarding the bounds of the self as prior, fixed once and 
for all, it relegates our commonality to an aspect of the good, and relegates the good to 
a mere contingency, a product of indiscriminate wants and desires ‘not relevant from a 
moral standpoint’.6
Auch wenn Sandel einschränken muss, dass aus der  Theory of Justice nicht 
explizit zu erschließen ist, dass sie einen starken Begriff der Gemeinschaft not-
wendigerweise erfordert, stellt er doch klar heraus, dass das moralische Voka-
bular der Gemeinschaft nicht ohne Weiteres in eine Konzeption übertragen wer-
den kann, die ihren Grundzügen nach individualistisch angelegt ist. Ein solcher 
Transfer erfolgt jedoch in der Theory of Justice. Als Beispiele nennt Sandel un-
ter anderen die Überführung des Begriffs Zugehörigkeit (engl. attachment) in 
Bindung (engl.  relationship)  und die  Überführung des Begriffs  Gemeinschaft 
(engl. community) in Vereinigung (engl. association) (vgl. Sandel 1998, S. 151).
6 Sandel, Michael J. (1982; 1998): Liberalism and the Limits of Justice. 2. Aufl., Cambridge: 
Cambridge University Press, S. 173f.
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Sandel wendet ferner ein, dass die Konzeption der Person in der rawlschen Ge-
rechtigkeitstheorie im Sinne einer moralische Theorie merkwürdig begrenzt zu 
sein scheint. Für ein rawlsches Selbst sei nicht die Frage entscheidend: „Wer 
bin ich?“, sondern statt dessen die Frage: „Welche Ziele soll ich wählen?“ (vgl. 
Sandel 1998, S.153 u. S. 180). Letztere Frage zielt allein auf den Willen des 
Subjektes ab, während dessen die erste Frage den Besitz der kognitiven Fähig-
keit, sich Selbst reflektieren zu können, erforderlich machen würde.
Sandel erachtet die Verkürzung des Selbst auf die bloße Durchführung von Wil-
lensakten epistemologisch als eine unzureichende Auffassung des Selbst (vgl. 
Sandel 1998, S. 153). Erst durch den Besitz der Fähigkeit zur Reflektion, so 
Sandel, wird ein Subjekt in die Lage versetzt, seine eigene Identität im Sinne ei-
nes wissenden Subjektes auszugestalten bzw. imstande sein, die eigenen Ziele 
inhaltlich bestimmen zu können. Erforderlich ist hierzu für Sandel die Fähigkeit 
des Selbst, um sich selbst zu wissen. Erst diese Fähigkeit ermöglicht es dem 
Selbst, seine Grenzen als offen zu erkennen und die eigene Identität als ein 
Teilprodukt  seiner  Umwelt  wahrzunehmen.  Der  alleinige  Besitz  des  Willens 
reicht  für  diese Selbsterkenntnis  nicht  aus.  Im Gegensatz  zur  Fähigkeit  der 
Wahl ermöglicht die Fähigkeit zur Reflektion für das Selbst die Erkenntnis sei-
ner selbst und damit zugleich auch die Untersuchung seiner konstituierenden 
Natur (vgl. Sandel 1998, S. 152f.).
Fasst man die Einwände von Sandel zusammen, bleibt festzuhalten, dass Sie 
im Grunde alle darauf abzielen, Rawls eine fälschliche Bestimmung des Perso-
nenbegriffs bzw. Selbst zu unterstellen. Sandel strebt alternativ hierzu eine ver-
mittelnde Position für die Auffassung des Selbst zwischen einer radikal situier-
ten und einer radikal körperlosen Sichtweise an. Aus diesem Grunde beklagt er 
unter anderem das Fehlen der Gemeinschaft in einem konstitutiven Sinne infol-
ge ungenügend explizierter individualistischer Grundannahmen und das Fehlen 
von Reflexionsfähigkeit in der rawlschen Konzeption des Selbst. Der rawlschen 
Auffassung stellt er einen Begriff des Selbst bzw. der Subjekte gegenüber, in 
dem sich diese als eingebettet in die Geschichte ihrer Gemeinschaften erken-
nen, ihr eigenes Selbst infrage stellen können und darüber hinaus imstande 
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sind,  ihre  Identität  zu reflektieren.  Solchermaßen verstandene Subjekte  sind 
erst in der Lage, Freundschaft gegenüber anderen Menschen zu empfinden, 
sofern  auch ihre  Empfindungen nunmehr berücksichtigt  werden (vgl.  Sandel 
1998, S. 179ff.).
Kymlicka (2001) benennt drei weitere kommunitaristische Vorwürfe, die ihrem 
Kern nach auch auf die fälschliche ontologische Bestimmung des Personenbe-
griffs bzw. Selbst zielen. In Teilen sind diese Vorwürfe bereits vorgestellt wor-
den bzw. können unmittelbar auf Sandel zurückgeführt werden. Dennoch wei-
sen sie eine etwas andere Akzentsetzung auf, sodass es sinnvoll erscheint, sie 
an dieser Stelle ebenfalls kurz zu skizzieren. Kritisiert wird in diesen Vorwürfen 
die liberale Sichtweise der Person, wohlgemerkt in Gestalt der rawlschen Ge-
rechtigkeitskonzeption, als leer, als Verletzung der menschlichen Selbstwahr-
nehmungen und als Ignoranz der Einbettung des Selbst in gemeinschaftliche 
Praktiken (vgl. Kymlicka 2002, S. 221).
Der kritische Einwand hinsichtlich der Leere des Selbst bezieht sich auf den 
Stellenwert, den die Freiheit innerhalb der liberalen Theorie besitzt. So bedeutet  
unter anderem für Sandel die Vorstellung einer Person ohne konstitutive Zuge-
hörigkeit nicht etwa die Vorstellung eines ideal freien, rationalen Agenten, son-
dern die Vorstellung einer charakterlosen Person ohne moralische Tiefe. Über 
einen Charakter zu verfügen bedeutet für eine Person, sich bewusst zu sein, 
sich innerhalb einer Geschichte zu bewegen, die zwar nicht von ihr gesteuert 
werden kann, aus der jedoch trotzdem Konsequenzen für das eigene Wählen 
und Verhalten resultieren. Durch dieses Wissen um die eigene Geschichte wei-
sen die Personen engere und distanziertere Beziehungen zu anderen Personen 
auf. Sandel fordert deshalb dazu auf, Personen als mit einem Charakter im Sin-
ne  überdauernder  Eigenschaften  versehen,  also  gemäß  einer  konstitutiven 
Konzeption des Selbst, zu begreifen (vgl. Sandel 1998, S. 179f.).
Die liberale Freiheit, sich selbst in all seinen sozialen Rollen infrage zu stellen 
zu können, erweist sich ferner Charles Taylor gemäß als Pyrrhussieg über sich 
selbst. Eine so weitreichend verstandene Freiheit impliziere eine Leere, in der 
nichts Wert besäße, getan zu werden. Ein Selbst, dass in einer solchen Freiheit 
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durch  Beiseitesetzung  aller  externen  Hindernisse  angekommen  sein  würde, 
wäre für Taylor ebenfalls als charakterlos zu bezeichnen und würde über keine 
definierten Ziele mehr verfügen (vgl. Kymlicka 2002, S. 222.). Stattdessen ist 
wahre Freiheit nach Taylor immer eingebunden in eine Situation. Erst durch den 
Aufforderungscharakter von Situationen können überhaupt Ziele für Menschen 
entstehen. Diese Ziele, die aus den jeweiligen Situationen für Menschen resul-
tieren, gilt es zu akzeptieren, da die Frage nach Selbstbestimmung unweigerlich 
in einen Nihilismus führt, in dem alle gemeinsamen Ziele als gleichermaßen be-
liebig zurückgewiesen werden können (vgl. Taylor 1997, S. 739). Taylor weist 
deshalb die liberale Forderung, dass Freiheit der Wahl einen inhärenten Wert in 
sich selbst besitzt, als leere Forderung zurück. Statt dessen, so Taylor, muss es 
immer Projekte oder Aufgaben geben, die es wert sind, erfüllt zu werden.
Der kritische Einwand des Widerspruchs des liberalen Personenbegriffs zu den 
wahrgenommenen Gefühlen will besagen, dass aus der rawlschen Konzeption 
des Selbst, der zufolge das Selbst seinen Zielen vorhergeht, natürlicherweise 
folgen müsste, dass durch die jeweils variierenden Ziele hindurch ein losgelös-
tes  Selbst  (engl.  unencumbered  self)  erkannt  werden  könnte  (vgl.  Kymlicka 
2002, S. 225). Eine solche Sichtweise widerspricht jedoch in radikaler Weise 
der  gewöhnlichen Erfahrung  des Selbst,  der  zufolge  das  konkrete,  einzelne 
Selbst als voll ausgestattet mit einzelnen Eigenschaften wahrgenommen wird. 
Auch dieses Wahrnehmungsargument findet sich bei Sandel und wurde bereits 
zu Beginn des Kapitels erläutert.
Der letzte Einwand bezüglich der Ignoranz der Einbettung von Personen in ge-
meinschaftliche Praktiken ist zwar auch bereits in Teilen beschrieben worden, 
erfährt jedoch durch die Analyse von Kymlicka (2002) einen anderen Zuschnitt. 
Kymlicka  erkennt  einen deutlichen  Kontrast  der  kommunitaristischen  Auffas-
sung der praktischen Vernunft im Sinne einer Selbstentdeckung und der libera-
len Auffassung der praktischen Vernunft im Sinne eines Urteilens (vgl. Kymlicka 
2002, S. 225). Für Liberale führt die Frage nach dem guten Leben unweigerlich 
zu der Frage, wie Menschen in der Zukunft sein sollen, während dessen für 
Kommunitarier  die Beantwortung dieser Frage eine Antwort  darauf erfordert, 
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was der Mensch seinem Wesen nach ist. Dieser Konflikt der Bestimmung des 
Personenbegriffs beruht auf dem Konflikt zwischen normativen und anthropolo-
gischen Ansprüchen.
Zwar erfolgt die Auseinandersetzung von Alasdair MacIntyre (geb. 1929) mit 
dem liberalen Personenbegriff in seinem Hauptwerk After Virtue nicht in so un-
mittelbarer Weise wie in  Sandels  Liberalism and the Limits  of  Justice,  doch 
auch MacIntyre übt in radikaler Weise Kritik am Begründungsverfahren der mo-
dernen  liberalen  Moralphilosophie.  Im  Gegensatz  zu  der  thematisch  einge-
schränkten Untersuchung von Sandel,  die  vornehmlich eine Auseinanderset-
zung mit Rawls Theory of Justice darstellt, legt MacIntyre mit After Virtue jedoch 
eine inhaltlich wesentlich breiter gefächerte Untersuchung vor, in welcher er die 
gesamte moderne praktische Philosophie samt ihrer Verwirklichungen in der ak-
tuellen Politik fundamental kritisiert (vgl. MacIntyre 1984, S. 255).
In später Nachfolge von Aristoteles, für den Gerechtigkeit die zentrale Tugend 
des politischen Lebens darstellt, mahnt MacIntyre zunächst, dass das Fehlen 
von Gerechtigkeit auch die eigene Gesellschaft bedrohen kann, da sie die not-
wendige Grundlage jeder politischen Gemeinschaft darstellen würde (vgl. Ma-
cIntyre 1984, S. 244). Als Beispiele für Theorien des modernen Liberalismus, in 
denen sich in der jüngeren Vergangenheit in besonders eindrucksvoller Weise 
mit dem Gegenstand der Gerechtigkeit auseinandergesetzt worden ist, unter-
sucht MacIntyre im 17. Kapitel  von  After Virtue (Justice as Virtue: Changing 
Conceptions)  sowohl  die  von  John  Rawls  als  auch  die  von  Robert  Nozick 
(1938-2002) entworfenen Theorien der Gerechtigkeit vermittels einer kontrastie-
renden Gegenüberstellung (vgl. MacIntyre 1984, S. 245ff.).
MacIntyre stellt fest, dass in beiden Theorien ein grundlegend verschiedenes 
Verständnis  von  Gerechtigkeit  in  Bezug  auf  Anrechte  und  Bedürfnisse  zum 
Ausdruck gelangt (vgl. MacIntyre 1984, S. 245ff.) Ferner bemerkt er, dass die 
aktuelle analytische Moralphilosophie, in die er die beiden liberalen Theorieent-
würfe einordnet, den Anspruch erhebt, rationale Prinzipien zu liefern, vermittels 
deren bestimmte Vorstellungen von Gerechtigkeit als allgemeinverbindlich an-
zuerkennen sind. Zwecks einer genaueren Untersuchung dieser Ansprüche re-
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konstruiert er zentrale Aussagen der beiden Theorien und wichtige Aspekte ih-
rer Begründungsverfahren. Gegen die Ziele der beiden Theorien, die für Nozick 
in der Sicherung der Ansprüche der einzelnen Individuen und für Rawls in der 
Sicherung der Bedürfnisse der einzelnen Individuen bestehen, und gegen die 
grundlegenden  Annahmen  der  hierfür  verwendeten  Begründungsverfahren 
wendet er verschiedene Argumente ein.
Zunächst stellt MacIntyre in Bezug auf das rawlsche Begründungsverfahren die 
Wahl der Gerechtigkeitsgrundsätze durch einen rational Handelnden (engl. ra-
tional agent) infrage (vgl. MacIntyre 1984, S. 247), indem er lapidar darauf hin-
weist, dass solche Gerechtigkeitsgrundsätze einzig und allein  nur durch einen 
rational Handelnden gewählt werden würden. Implizit kritisiert er durch diesen 
nicht weiter konkretisierten Vorwurf die Personenkonzeption der rawlschen Ge-
rechtigkeitstheorie. Er macht zudem darauf aufmerksam, dass beide Theorien 
den Aspekt des Verdienstes (engl. desert) nicht berücksichtigen, obwohl sie ihn 
implizit in sich enthalten würden. Hieraus, so MacIntyre, resultiere ein Wider-
spruch, da der Begriff  Verdienst sich nur im Kontext einer Gemeinschaft als 
sinnvoll erweisen würde, deren Bindung in einem geteilten Verständnis des Gu-
ten durch die einzelnen, an der Gemeinschaft  partizipierende Menschen be-
steht (vgl. MacIntyre 1984, S. 249ff.).
MacIntyre weist darauf hin, dass Rawls und Nozick in ihren Konzeptionen pri-
mär von Individuen und nicht von Gesellschaften bzw. Gemeinschaften ausge-
hen. Individuelle Interessen stehen der Bildung moralischer und sozialer Bin-
dungen zwischen den Individuen voran und existieren unabhängig von diesen. 
An dieser Auffassung kritisiert MacIntyre die Nicht-Berücksichtigung des Ein-
flusses von Gemeinschaften. Seiner Ansicht nach erblicken sowohl Rawls als 
auch Nozick in Individuen bloß eine Gruppe von Schiffsbrüchigen auf einer ein-
samen Insel, die einander fremd sind und gegenseitig miteinander konkurrieren-
de Interessen besitzen (vgl. MacIntyre 1984, S. 250).
Zwar hält MacIntyre die Charakterisierung der Individuen zumindest in Teilen 
für deckungsgleich mit der Beschreibung von Menschen in modernen Gesell-
schaften, die bereits sehr tief gehend individualistische Vorstellungsweisen ver-
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innerlicht haben, doch wird hierdurch zugleich auch die Berücksichtigung von 
Gemeinschaften  ausgeschlossen,  in  denen  der  Verdienstbegriff  noch  als 
Grundlage für Urteile über Tugenden und Gerechtigkeit zur Anwendung gelangt 
(vgl. MacIntyre 1984, S. 251). MacIntyre führt als Beleg Beispiele halbwegs er-
halten  gebliebener  Gemeinschaften  an,  in  denen der  Verdienst  immer  noch 
eine wichtige Quelle für die Bestimmung von Gerechtigkeit darstellt und sich 
moralische Traditionen im Sinne von Tugenden erhalten haben (vgl. MacIntyre 
1984, S. 252).
An anderer Stelle argumentiert MacIntyre bezogen auf das Verhältnis individua-
listischer und gemeinschaftlicher Auffassungen tendenziell ähnlich, wenn er in 
Übereinstimmung mit Taylor behauptet, dass der Versuch, menschliches Leben 
in seiner Ganzheit betrachten zu wollen, d.h. sich einen vollwertigen Begriff vom 
Menschen bilden zu wollen, mit großen Hindernissen versehen ist. Als philoso-
phisch größtes Hindernis erweist sich dabei nach MacIntyre die Herangehens-
weise der analytischen Philosophie (vgl. MacIntyre 1984, S. 246), menschliches 
Handeln  ausschließlich  atomistisch  zu  begreifen,  d.h.  komplexe Handlungen 
und Interaktionen vermittels einer Analyse auf einfache Bestandteile zurückzu-
führen. Holistische Auffassungen (vgl. Kap.  2.3 ) denen entsprechend einzelne 
Handlungen als Teil eines größeren Ganzen verstanden werden, sind dieser 
Betrachtungsweise völlig fremd.
Ein vermittels einer atomistischen Auffassung begriffenes Selbst hält MacIntyre 
jedoch für außerstande, als Träger aristotelischer Tugenden, dem Hauptunter-
suchungsgegenstand in  After  Virtue,  in  Betracht  zu kommen (vgl.  MacIntyre 
1984, S. 205). Als Beispiele für Theorien eines solchermaßen atomistisch ver-
standenen Selbst, bei dem eine scharfe Trennung zwischen dem Individuum 
und dem ihm zukommenden Rollen gezogen wird, führt MacIntyre die Rollen-
theorie Dahrendorfs (geb. 1929) und den Existenzialismus Sartres (1905-1980) 
an.  Die  Analogie  dieser  Selbstkonzeptionen  zur  rawlschen  Konzeption  des 
Selbst, der zufolge das Selbst seinen Zielen vorhergeht, ist für MacIntyre au-
genfällig und wird ausdrücklich betont (vgl. MacIntyre 1984, S. 221). MacIntyre 
bezeichnet  ein  solchermaßen verstandenes  Selbst  als  ein  Selbst  ohne  Ge-
Liberalismus-Kommunitarismus Kontroverse des Personenbegriffs S. 52
schichte. Die Verwirklichung von Tugenden erfordere hingegen, den Menschen 
im Sinne eines einheitlichen Lebens zu begreifen, ihn in seiner Ganzheit zu se-
hen und zu bewerten (vgl. MacIntyre 1984, S. 205).
MacIntyre fordert seinen Leser deshalb dazu auf, das Selbst als ein narratives 
Selbst zu verstehen, d.h. als Subjekt einer Erzählung, die von der Geburt des 
Selbst bis zu dessen Tode verläuft. Ein narratives Selbst findet sich eingebettet 
in die Geschichte von Gemeinschaften wieder und leitet von diesen her seine 
Identität ab. Ein solches Selbst ist in wesentlichen Teilen das, was es erbt, ist 
immer Träger einer Tradition, gleich ob es ihm gefällt oder nicht. Es weist eine  
spezifische Vergangenheit auf, die sich in einem gewissen Umfang auch in sei-
ner Gegenwart wieder findet. Der Versuch eines solchen Selbst, sich auf indivi-
dualistische Weise von seiner Vergangenheit zu lösen, führt zu einer Deformie-
rung seiner Beziehungen und damit auch des Selbst. Auf den möglichen libera-
len Einwand, sich durch Aufstand von seiner Identität lösen zu können, antwor-
tet MacIntyre, dass ein solcher Aufstand bloß Ausdruck einer bereits durch die 
Einbettung in  die  jeweilige Gemeinschaft  gegebenen,  eigenen Identität  wäre 
(vgl. MacIntyre 1984, S. 217ff.).
Falls auch die Identität aus der Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft resultieren 
mag, so MacIntyre, folgt hieraus nicht zwangsläufig, dass das Selbst die morali-
schen Beschränkungen dieser Gemeinschaftsformen immer akzeptieren muss, 
sondern  mag statt  dessen  womöglich  auch  nach  universell  gültigen  Werten 
streben. Sofern es auf seiner Suche des Guten vom Besonderen zum Univer-
sellen aufsteigt, kann es doch seinen ursprünglichen Ausgang im Besonderen 
als Bezug nicht abwerfen oder auslöschen. Gerade diesen Bezug zum Konkre-
ten allzu schnell vergessen und sich, statt dessen allein in den Bereich der all -
gemeinen Abstraktion begeben zu wollen, hält MacIntyre für eine gefährliche Il -
lusion, der die Philosophie kantischer Prägung im 18. Jahrhundert und in seiner 
Folge auch einige analytische Moralphilosophen der  neueren Zeit  anhängen 
würden (vgl. MacIntyre 1984, S. 221).
Bezogen auf den Personenbegriff argumentiert MacIntyre sehr ähnlich der Ar-
gumentationen von Sandel und Taylor. Auch er hält, ohne diesen Vorwurf je-
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doch speziell an Rawls festzumachen, die Auffassung des Personenbegriffs in-
nerhalb der liberalen Gerechtigkeitstheorien für eine falsche, verkürzte Sicht-
weise des Selbst. Im Zuge der Diskussion des Tugendbegriffs fordert er daher, 
für die Moralphilosophie ein anderes ontologisches Fundament heranzuziehen. 
Eine Moralphilosophie, die den Begriff der Tugend wieder in sich aufnehmen 
will, bedarf für MacIntyre einen vollständigen Begriff des Selbst, dem zufolge 
sich die Identität von Personen zuvorderst in partikularen Gemeinschaften her-
ausbildet (vgl. MacIntyre 1984, S. 204ff.).
Nachdem die zentralen Argumente der Kommunitarier gegenüber dem Perso-
nenbegriff  des modernen Liberalismus insbesondere in der Gestalt  der rawl-
schen Theorie der Gerechtigkeit kritisch rekonstruiert und dabei auch vorhande-
ne Parallelen in der Argumentation der Kommunitarier aufgezeigt worden sind, 
erscheint es für die weitere Untersuchung interessant zu sein, der Frage nach-
zugehen, welche Reaktionen diese Einwände bei den Vertretern des Liberalis-
mus hervorgerufen haben. Diese Reaktionen sollen im folgenden Kapitel einge-
hender untersucht werden.
 3.3 Liberale Entgegnungen der kommunitaristischen Kritik 
des liberalen Personenbegriffs
Unter anderem in Folge der kommunitaristischen Kritik wurde das Bedürfnis auf 
liberaler Seite immer größer, die eigenen Theorien so zu reformulieren, dass sie 
auch kommunitaristischen Einwänden Stand halten konnten (vgl. Bell 1993, S. 
8). Sofern vorrangig der Ansatz von Rawls im Zentrum kommunitaristischer Kri-
tik steht, werden nachfolgend insbesondere die Veränderungen untersucht und 
kritisiert, die Rawls seiner liberalen Theorie der Gerechtigkeit unterzogen hat.
Rawls überarbeitete seine Konzeption der Gerechtigkeit als Fairness in A Theo-
ry of Justice (1971) vorwiegend in den 80er Jahren des 20. Jahrhunderts. Diese 
Entwicklung führte schließlich zu der sogenannten Theorie des politischen Libe-
ralismus, die zu Beginn der 90er Jahre in dem gleichnamigen Hauptwerk Politi-
cal Liberalism (1993) detailliert vorgestellt wurde und eine Neuformulierung der 
Theorie der Gerechtigkeit als Fairness darstellt. Vor dem Hintergrund der An-
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nahme, dass ein Zugang zur Gerechtigkeit im Rahmen liberaler, politischer Phi-
losophie  am besten in  einer  politischen  Konzeption  zum Ausdruck kommen 
würde, hat Rawls in dieser Schrift unter anderem auch seinen Personenbegriff 
grundlegend reformuliert (vgl. Rawls 2001, S. xi).
Als politische Konzeption der Gerechtigkeit erfährt die Theorie des politischen 
Liberalismus ihre Rechtfertigung allein durch Bezugnahme auf politische Werte. 
Explizit ist sie deshalb nicht im Sinne einer umfassenden moralischen Lehre zu 
verstehen (vgl. Rawls 2001, S. xvi). Die vorrangige Aufgabe einer politischen 
Konzeption der Gerechtigkeit ist für Rawls die Entwicklung gerechter Prinzipien 
für  die  Grundstruktur  eines  modernen,  demokratischen  Verfassungsstaates. 
Hierfür gilt es, sichere und akzeptable Grundlagen für Verfassungsgrundsätze, 
Grundrechte und -freiheiten zu entwickeln (vgl. Rawls 1985, S. 257). Für die 
Bestimmung der Grundstruktur kann jedoch keine allgemeine moralische Kon-
zeption herangezogen werden, da hierdurch der falsche Anschein entstünde, 
dass  die  Grundstruktur  nur  als  ein  besonderer  Fall  unter  eine  allgemeinere 
Theorie zu subsumieren ist. Folglich muss sich die Gerechtigkeitstheorie als po-
litische Konzeption von traditionellen moralischen Lehren herkömmlicher Art un-
terscheiden (vgl. Rawls 1985, S. 224f.).
Ob die Gerechtigkeitstheorie als politische Konzeption verschiedenen Gesell-
schaftsformen mit unterschiedlichen historischen und gesellschaftlichen Bedin-
gungen zugrunde gelegt werden kann und infolge dessen zu einer allgemeinen 
moralischen Konzeption erweiterbar ist, lässt Rawls bewusst offen. Vorgesehen 
ist sie zunächst nur als Richtscheit für moderne, demokratische Gesellschaften. 
Beleg für die politische Ausrichtung der Gerechtigkeitstheorie hin auf demokrati-
sche Gesellschaften ist, dass im Rahmen ihrer konzeptionellen Erstellung auf 
grundlegende, intuitive Gedanken zurückgegriffen wird, die bereits in den politi-
schen  Institutionen  demokratischer  Verfassungsstaaten  verankert  sind  (vgl. 
Rawls 1985, S. 225).
Das Ziel der Konzeption der Gerechtigkeit als Fairness im Sinne des politischen 
Liberalismus ist für Rawls ausschließlich ein praktisches Ziel, welches weder im 
Bereich der Metaphysik noch Epistemologie zu verorten ist. Die Gerechtigkeits-
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konzeption selbst tritt dabei ohne jeden Wahrheitsanspruch auf. Sie soll nur als 
Grundlage für eine informierte, bereitwillige Übereinkunft zwischen Bürgern die-
nen und vor dem Hintergrund der aus freiem Willen, d.h. ohne Zwang zustande 
gekommenen Übereinkunft  dieser Bürger einen Maßstab der Beurteilung lie-
fern, anhand dessen überprüft werden kann, ob die tatsächlichen politischen 
und gesellschaftlichen Institutionen gerecht sind oder nicht (vgl. Rawls 1985, S. 
229f.).
Philosophisch betrachtet verbleibt die Konzeption des politischen Liberalismus 
infolge ihrer politischen Ausrichtung laut Rawls nur an der Oberfläche. Zur Si-
cherung der Übereinkunft der beteiligten Bürger werden weitgehend alle stritti-
gen philosophischen,  moralischen und religiösen Fragen ausgeklammert,  da 
diese Fragen aus politischer Perspektive nicht zu lösen sind. Insofern ist die 
Konzeption des politischen Liberalismus auch im Sinne einer Vermeidungsstra-
tegie zu deuten. Die Möglichkeit einer öffentlichen Übereinstimmung hinsichtlich 
einer Konzeption des Guten, die der Argumentation der Kommunitarier nach 
möglich ist, wird innerhalb des politischen Liberalismus für moderne, demokrati-
sche Gesellschaften ausgeschlossen. Personen sind gemäß dem politischen Li-
beralismus in erster Linie als freie und gleiche Bürger anzusehen. Infolge dieser  
bewusst reduzierten begrifflichen Bestimmung des Personenbegriffs hält Rawls 
unter anderem die kommunitaristische Forderung bezüglich einer metaphysi-
schen Lehre für die Bestimmung des Wesens des Selbst für nicht erforderlich 
(vgl. Rawls 1985, S. 230f.; Bell 1993, S. 9).
Nähere Ausführungen zum Personenbegriff des politischen Liberalismus finden 
sich  unter  anderem in  dem frühen  Aufsatz  Kantian  Constructivism in  Moral  
Theory (1980), dem für die Entwicklung der politischen Konzeption der Gerech-
tigkeit besonders wichtigen Aufsatz Justice as Fairness: Political not Metaphysi-
cal (1985), dem späten Hauptwerk Political Liberalism (1993) sowie der Zusam-
menfassung einer Reihe von Vorlesungen die Rawls an der Harvard Universität 
im Rahmen eines Kurses zur politischen Philosophie gehalten hat, die kurz vor  
seinem Tode unter dem Titel Justice as Fairness: A Restatement (2001) veröf-
fentlich worden ist. Insbesondere der Aufsatz Justice as Fairness: Political not  
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Metaphysical (1985) setzt sich dabei unmittelbar mit den Vorwürfen der Kom-
munitarier auseinander und stellt einen sehr wichtigen Schritt im Hinblick auf die 
Entwicklung  einer  Theorie  der  Gerechtigkeit  als  politischer  Liberalismus  dar 
(vgl. Rawls 2001, S. xi). In diesem Aufsatz wird auch der rawlsche Personenbe-
griff grundlegend neu bestimmt.
Leitgedanke des politischen Liberalismus ist  die  Annahme,  dass die  Gesell-
schaft als demokratischer Verfassungsstaat als ein faires System der Koopera-
tion aller Beteiligten vorzustellen ist. Dieser zentrale Gedanke bildet auch die 
Grundlage für den Begriff der Person (vgl. Rawls 1993, S. 15ff.).  In Überein-
stimmung  mit  der  griechischen  Tradition  der  politischen  Wissenschaft  be-
schreibt Rawls Personen als Wesen, denen die Möglichkeit zukommt, am so-
zialen Leben teilzuhaben und eine Rolle in sozialen Gesellschaften zu spielen. 
Ein Leben lang voll kooperierendes Mitglied solcher Gesellschaften im Sinne ei-
nes Bürgers zu sein, entspricht dabei exakt dem Personenbegriff, den Rawls 
seiner politischen Konzeption der Gerechtigkeit zugrunde legt (vgl. Rawls 1985, 
S. 230f.; Rawls 1993, S. 18).
Ausdrücklich betont Rawls, dass sein Personenbegriff allein in einem normati-
ven Sinne zu verstehen ist. Für die Bestimmung des Begriffs greift er zunächst  
auf eine moralische Konzeption der Person zurück, die den alltäglichen Vorstel-
lungen von Personen als Grundeinheiten ihres Denkens, Überlegens und der 
Verantwortlichkeit entspricht. Basierend auf dieser moralischen Konzeption der 
Person passt  Rawls seinen Personenbegriff  dann speziell  für  eine politische 
Konzeption der Gerechtigkeit an. Politisch gedeutet sollen Personen den Zielen 
der Gerechtigkeit als Fairness entsprechend als Bürger (engl. conception of citi-
zens) aufgefasst werden. Ein politisch gedeuteter Personenbegriff unterschei-
det sich für Rawls dabei zwangsläufig von der Darstellung der menschlichen 
Natur in den Natur- oder Sozialwissenschaften (vgl. Rawls 1985, S. 232). Rawls 
grenzt sich hier also bereits deutlich von einer ontologischen Interpretation des 
Personenbegriffs ab.
Entsprechend der Tradition des demokratischen Denkens werden die Bürger in 
der rawlschen Konzeption sowohl als frei als auch gleich vorgestellt (vgl. Rawls 
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1993, S. 18f.). Frei sind Bürger infolge des ihnen eigenen moralischen Vermö-
gens  und  den  damit  zugleich  einhergehenden  Vermögen  der  Vernunft,  des 
Denkens und der Urteilskraft. Im Zuge der Entwicklung dieser Vermögen bis hin 
zu einem Grad, der den Bürgern eine Teilhabe als voll kooperierende Gesell-
schaftsmitglieder ermöglicht, sind die Bürger als Gleiche zu betrachten. Zusätz-
lich verfeinert Rawls den Begriff des moralischen Vermögens, indem er ihn in 
eine Anlage für einen Gerechtigkeitssinn und in die Befähigung, eine Konzepti -
on des Guten entwickeln zu können, unterteilt.  Über diese Vermögen hinaus 
verfügen Personen des Weiteren zu jeder gegebenen Zeit  über eine eigene 
Konzeption des Guten (vgl. Rawls 1985, S. 233f.; Rawls 1993, S. 19).
Die  Auffassung von Personen als  mit  moralischem Vermögen ausgestattete 
Wesen bezeichnet Rawls als einen intuitiven Gedanken, von dem anzunehmen 
ist, dass er in der öffentlichen Kultur einer demokratischen Gesellschaft, wenn 
auch in einer idealisierten und vereinfachten Form, enthalten ist. Durch die em-
pirische Fundierung der Eigenschaften seines Personenbegriffs durch Bezug-
nahme auf moderne, demokratische Gesellschaften unterstreicht Rawls zudem 
den politischen Anspruch seiner Gerechtigkeitskonzeption. Von diesem Perso-
nenbegriff aus lässt sich nun Rawls zufolge die weiter führende Frage ableiten, 
welche die am besten geeignete Konzeption von Gerechtigkeit ist, um Bedin-
gungen sozialer Kooperationen zwischen freien und gleichen Personen als Bür-
gern zu ermöglichen (vgl. Rawls 1985, S. 234; Rawls 1993, S. 20).
Bezogen auf die in seiner  Theory of Justice beschriebene Ursprungssituation 
räumt Rawls ein, dass der hohe Abstraktionsgrad derselben zu Missverständ-
nissen bezüglich des in ihr verwendeten Personenbegriffs führen könne. Die 
Beschreibung der Parteien in der Ursprungssituation habe durchaus Anlass zu 
der Annahme geben können, dass eine metaphysische Konzeption der Person 
vorausgesetzt worden sei, der zufolge das Wesen der Person unabhängig sei  
von zufällig zukommenden Eigenschaften und diesen vorhergehe. Das Wesen 
der Person würde dieser Auffassung gemäß den letzten Zielen und Neigungen 
und sogar ihrem Charakter im Ganzen vorausgehen. Offensichtlich bezieht sich 
Rawls an dieser Stelle von Justice as Fairness: Political not Metaphysical unter 
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anderem auf die Kritik von Sandel, obwohl Sandel erst an späterer Stelle na-
mentlich erwähnt wird. Rawls weist diese Auffassung der Person jedoch als illu-
sorisch zurück und deutet sie als Folge einer fälschlichen Interpretation der Ori-
ginal Position und des Schleiers des Nichtwissens (vgl. Rawls 1985, S. 238f.;  
Rawls 1993, S. 29).
The  veil  of  ignorance,  to  mention  one  prominent  feature  of  that  position,  has  no  
metaphysical implications concerning the nature of the self; it does not imply that the 
self is ontologically prior to the facts about persons that the parties are excluded from 
knowing.7
Auf  alle  Einwände  seiner  Kritiker  bezüglich  seines  Personenbegriffs  in  der 
Theory of Justice zu antworten, hält Rawls für nicht möglich. So gibt er an, auch 
Sandels Einwänden nicht  im Einzelnen nachgehen zu können.  Statt  dessen 
schlägt er vor, als umfassende Antwort auf alle Einwände eine positive Darstel-
lung des Personbegriffs im Sinne einer politischen Konzeption, d.h. der Bestim-
mung der Person als Bürger, zu geben (vgl. Rawls 1985, S. 240).
Sofern sich der Personenbegriff in der  Theory of Justice in besonderer Weise 
durch den Begriff der Freiheit auszeichnet, jedoch gerade diese Kennzeichnung 
vehement als metaphysischer Ansatz kritisiert worden ist, erörtert Rawls in Ju-
stice as Fairness: Political not Metaphysical und Political Liberalism seine Auf-
fassung der  Freiheit  von Personen als  Bürgern ausführlich anhand von drei 
Aspekten (vgl. Rawls 1993, S. 29). Diesen gemäß sind Personen als Bürger zu-
vorderst frei, insofern sie über ein moralisches Vermögen bezüglich einer Kon-
zeption des Guten verfügen. Ferner sind sie frei, weil sie sich als Quelle gültiger 
Ansprüche begreifen können. Zuletzt sind sie frei, da sie fähig sind, Verantwor-
tung für ihre eigenen Ziele zu übernehmen (vgl. Rawls 1985, S. 240ff.).
In seinem ersten Aspekt geht Rawls davon aus, dass Personen als Bürger über 
ein  moralisches Vermögen hinsichtlich  der  Ausbildung einer  Konzeption  des 
Guten  verfügen.  Die  Vorhandenheit  dieses  Vermögens  besagt  jedoch  aus-
drücklich nicht, dass Personen als Bürger ihren jeweiligen Konzeptionen des 
7 Rawls, John (1985): Justice as Fairness: Political not Metaphysical. In: Philosophy and Public 
Affairs, 14(3), S. 238
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Guten unwiderruflich verpflichtet sind, sondern dass sie statt dessen imstande 
sind, diese Konzeptionen vermittels rationaler Gründe zu überprüfen und gege-
benenfalls zu revidieren (vgl.  Rawls  1993,  S. 30).  Als  Bürger  beanspruchen 
freie Personen für sich das Recht,  sich selbst als unabhängig von einer be-
stimmten Konzeption des Guten zu betrachten. Sie begreifen sich ausdrücklich 
als nicht identisch mit ihren letzten Zielen. Rawls gebraucht zur Kennzeichnung 
dieses Verhältnisses den Begriff der öffentlichen Identität (engl. public identity)  
bzw. der institutionellen Identität (engl. institutional identity), den er vom Begriff 
der nicht-öffentlichen Identität (engl. nonpublic identity)  bzw. der moralischen 
Identität (engl. moral identity) bzw. der nicht-institutionellen Identität (engl. non-
institutional identity) abgrenzt (vgl. Rawls 1985, S. 240f.; Rawls 1993, S. 30).
Die öffentliche Identität der Personen als Bürger wird durch einen potentiellen 
Wechsel ihrer Konzeption des Guten, wobei diese Möglichkeit auf ihrer Fähig-
keit beruht, eine Konzeption des Guten ausbilden aber auch wieder revidieren 
zu können, nicht weiter berührt. Bürger können ihrer öffentlichen Identität, die 
Rawls  als  Identität  in  Bezug auf  die  grundlegenden Rechtsbeziehungen be-
stimmt, nicht verlustig werden. Infolge eines Wandels ihrer Konzeption des Gu-
ten verlieren sie weder ihre Grundrechte noch ihre Pflichten und können ihre 
Ansprüche wie zuvor auch erheben (vgl. Rawls 1985, S. 241).
Die nicht-öffentliche Identität der Bürger hingegen bringt ein anderes Verhältnis 
der Bürger zu ihren letzten Zielen zum Ausdruck. Im Sinne dieser nicht-öffentli-
chen Identität können Bürger laut Rawls davon überzeugt sein, Loyalitäten oder 
emotionale Beziehungen zu besitzen, von denen sie sich überhaupt nicht di-
stanzieren können.  Diese Beziehungen sind durch grundlegende philosophi-
sche, religiöse und moralische Überzeugungen gekennzeichnet, ohne die sich 
Personen in Hinblick auf ihre nicht-öffentliche Identität überhaupt nicht vorstel-
len können. Solche Beziehungen ermöglichen es, sich im Leben zu orientieren, 
helfen den Personen, sich in der sozialen Welt als Handelnde wahrzunehmen 
und geben ihrem Leben womöglich überhaupt erst einen Sinn (vgl. Rawls 1985, 
S. 241f.; Rawls 1993, S. 30f.).
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Auch  wenn  ein  plötzlich  einsetzender  Wandel  der  Konzeption  des  Guten  – 
Rawls führt hierfür einige Beispiele an – bei Bürgern in Bezug auf ihre nicht-öf -
fentliche Identität das Gefühl entstehen lassen mag, dass sie nicht mehr diesel-
ben Personen sind wie zuvor, bewirkt ein solcher Wandel jedoch hinsichtlich ih-
rer öffentlichen bzw. politischen Identität keine Veränderung (vgl. Rawls 1993, 
S. 31). Rawls spricht in diesem Zusammenhang in einer Fußnote auch das Pro-
blem der Kontinuität der personalen Identität an und verweist diesbezüglich un-
ter anderem auf die Gegebenheit der Identität von Personen infolge psychologi-
scher Kontinuität der Erinnerungen und physikalischer Kontinuität des Körpers 
(vgl. Rawls 1985, S. 241; Rawls 1993, S. 31f.). Das basale Problem der perso-
nalen Identität, das üblicherweise im Rahmen der theoretischen Philosophie be-
handelt wird, ist bereits in der vorliegenden Untersuchung kurz zur Sprache ge-
kommen (vgl. Kap.  3.1 ) (vgl. Rawls 1993, S. 32).
Rawls weist ausdrücklich darauf hin, dass die Probleme der theoretischen Phi-
losophie hinsichtlich der Bestimmung des Personenbegriffs und der personalen 
Identität sehr gute Gründe dafür liefern, diese Diskussionen in einer politischen 
Konzeption der Gerechtigkeit zu vermeiden. Wird nämlich unter anderem die 
Kontinuität zwischen den menschlichen Zielen erst einmal infrage gestellt, so ist 
Rawls zufolge auch keine Möglichkeit mehr gegeben, eine scharfe Unterschei-
dung zwischen den Problemen der personalen und der nicht-öffentlichen bzw. 
moralischen Identität vorzunehmen (vgl. Rawls 1985, S. 242). Vor diesem Hin-
tergrund gelangt Rawls zu dem Schluss, dass eine politische Konzeption der 
Gerechtigkeit  die  Probleme des theoretischen Personenbegriffs  möglichst  zu 
vermeiden hat.
This latter problem raises profound questions on which past and current philosophical 
views widely differ, and surely will continue to differ. For this reason it is important to try 
to develop a political conception of justice which avoids this problem as far as possible.8
Der zweite Aspekt bezüglich der Bestimmung des politischen Personenbegriffs 
weist darauf hin, dass sich freie Personen als Bürger als selbstschaffende Quel-
8 Rawls, John (1985): Justice as Fairness: Political not Metaphysical. In: Philosophy and Public 
Affairs, 14(3), S. 242; Rawls, John (1993): Political Liberalism, New York: Columbia University 
Press, S. 32
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len gültiger Ansprüche (engl. self-originating sources of valid claims bzw. sel-
f-authenticating sources of valid claims) wahrnehmen. Dies heißt, dass Bürger 
ihren Ansprüchen unabhängig davon Gewicht beimessen, ob diese Ansprüche 
beispielsweise aus Pflichten und Verpflichtungen gegenüber der politischen Ge-
rechtigkeitskonzeption hergeleitet sind oder auch aus Pflichten und Verpflich-
tungen gegenüber der eigenen Konzeption des Guten bzw. der eigenen morali-
schen Weltanschauung herstammen. Vom politischen Standpunkt aus betrach-
tet gelten diese Pflichten den einzelnen Bürgern als von ihnen selbst auferlegt. 
Diese Sichtweise deckt sich laut Rawls mit den vernünftigen Annahmen bezüg-
lich  der  politischen  Gerechtigkeitskonzeption  eines  demokratischen  Verfas-
sungsstaates (vgl. Rawls 1993, S. 242).
Könnten die Mitglieder der Gesellschaft sich nicht als selbstschaffende Quellen 
gültiger Ansprüche ansehen, würde die Bestimmung ihrer Freiheit nicht mit ei-
ner politischen Konzeption entsprechend einer modernen demokratischen Ge-
sellschaft übereinstimmen. Als Beispiel hierfür führt Rawls die nicht gegebenen 
Ansprüche von Sklaven in einer Sklavenhaltergesellschaft an. Sklaven verfügen 
in einer solchen Gesellschaft über keine Ansprüche aus eigenem Recht. Sie ha-
ben deshalb gesellschaftlich als tot zu gelten, sofern sie öffentlich nicht als Per-
sonen anerkannt  werden und folglich auch nicht Quellen gültiger Ansprüche 
sein können. Rawls folgert hieraus, dass die Vorstellung von freien Personen 
als Bürger mit einer besonderen politischen Konzeption der Person einhergeht, 
die  eingebettet  ist  in  eine politische Gerechtigkeitstheorie,  die  wiederum auf 
dem System der Gesellschaft als einer Kooperation freier und gleicher Mitglie-
der beruht (vgl. Rawls 1985, S. 242f.; Rawls 1993, S. 33).
Der dritte Aspekt, der die Freiheit von Bürgern im Sinne des politischen Libera-
lismus kennzeichnet, macht darauf aufmerksam, dass Personen als Bürger fä-
hig sind, bezüglich der von ihnen verfolgten Ziele Verantwortung zu überneh-
men. Hierunter ist zu verstehen, dass Bürger prinzipiell in der Lage sind, ihre ei-
genen Ziele so einzurichten, dass diese mit Mitteln zu verfolgen sind, von de-
nen vernünftigerweise zu erwarten ist, dass sie in Anbetracht der jeweiligen so-
zialen Lage und Aussichten den Bürgern auch zur Verfügung stehen. Die Bür-
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ger sind dabei in der Lage zu erkennen, dass das Gewicht  ihrer Ansprüche 
nicht allein bestimmt wird durch die Stärke und psychologische Intensität ihrer 
Bedürfnisse und Wünsche (vgl. Rawls 1993, S. 34). Rawls vertritt die Auffas-
sung, dass der Gedanke der Verantwortlichkeit  für  die jeweils eigenen Ziele 
auch in der Konzeption eines demokratischen Verfassungsstaates enthalten ist 
und somit  folglich  auch in  einer  entsprechenden politischen Konzeption  des 
Personenbegriffs  zum Ausdruck gelangen muss,  führt  diesen Aspekt  jedoch 
nicht weiter aus (vgl. Rawls 1985, S. 243f.).
Bewertet man die Veränderungen, die Rawls gegenüber seiner Theory of Justi-
ce vor dem Hintergrund der kommunitaristischen Kritik vorgenommen hat, ist 
zweifelsohne festzustellen, dass er seinen kommunitaristischen Kritikern in der 
Konzeption des politischen Liberalismus durchaus Zugeständnisse macht. So 
hat Rawls unter anderem den ursprünglich erhobenen Universalismusanspruch 
seiner Gerechtigkeitstheorie aufgegeben, der ihm vielfach von seinen Kritikern 
vorgeworfen worden war (vgl. Kap.  2.3 ). Klar stellt Rawls heraus, dass seine 
politische Konzeption der Gerechtigkeit ausdrücklich nur vor dem Hintergrund 
eines  modernen,  demokratischen  Verfassungsstaates  zu  verstehen  ist  und 
Grundelemente desselben zwangsläufig in sich beinhalten muss bzw. soll. Nicht 
sonderlich schwer fällt es, die Vereinigten Staaten von Amerika als Vorbild die-
ses demokratischen Verfassungsstaates zu identifizieren.
Die Zugrundelegung eines modernen, demokratischen Verfassungsstaates als 
Vorlage für die Ausbildung der Konzeption des politischen Liberalismus kann im 
Sinne des Kommunitarismus durchaus positiv als neuer Gemeinschaftsbezug 
des Liberalismus gewertet werden. Rawls interpretiert diesen Bezug als politi -
sche Dimension seiner Theorie. Die Möglichkeit der Anwendung seiner Theorie, 
die er in einem normativen Sinn als Prüfstein der Gerechtigkeit auffasst, auf an-
dere politische Gesellschaften lässt er hingegen offen. Dieses Offenlassen ist 
durchaus im Sinne einer Abgrenzung zu anderen Gesellschaftsformen interpre-
tierbar und tatsächlich führt Rawls einige Beispiele von Gesellschaften an, unter 
anderem die Sklavenhaltergesellschaft, die über andere politische Konzeption 
verfügen.
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Eine weitere Konzession von Rawls gegenüber seinen kommunitaristischen Kri-
tikern erfolgt durch die Unterscheidung zwischen öffentlicher und nicht-öffentli-
cher Identität. Diese Unterscheidung stellt sicherlich das zentrale Argument in 
der Auseinandersetzung mit dem Kommunitarismus dar und ermöglicht es ihm, 
die gegen ihn vorgebrachten Einwände bezüglich der nicht  berücksichtigten, 
ontologischen Dimension der Konzeption des Selbst weitgehend zu entkräften. 
Zugleich macht Rawls durch diese Unterscheidung den Kommunitariern deutli-
che Zugeständnisse, indem er die konstituierende Kraft von Moral und Religion 
in Bezug auf nicht-öffentliche Identitäten ausdrücklich einräumt und somit in sei-
ne Theorie integriert. Eine nicht-öffentliche Identität, so Rawls, kann sich ihren 
Fortbestand  und  ihren  Lebenssinn  oft  ohne  die  Bindung  an  die  Ziele  und 
Zwecksetzungen von Gemeinschaften überhaupt nicht vorstellen. Wohlgemerkt 
ist diese Integration dabei mit dem offensichtlichen Ziel verbunden, die nicht-öf-
fentlichen Identitäten bezogen auf die eigentliche Konzeption der Gerechtigkeit 
als Fairness im politischen Liberalismus hinsichtlich ihrer Auswirkungen zu neu-
tralisieren (vgl. Rawls 1985, S. 241f.; Rawls 1993, S. 30f.).
Die Einräumung nicht-öffentlicher Identitäten durch Rawls kann unter anderem 
als eine Antwort auf die Forderung von Sandel bezüglich der Berücksichtigung 
der Konzeption eines konstitutiven Selbst gedeutet werden (vgl. Sandel 1998, 
S. 182; Kymlicka 2002, S. 236) bzw. ermöglicht die Einbindung nicht-öffentli-
cher Identitäten auch die Umsetzung der Forderung von MacIntyre, das Selbst 
als ein narratives Selbst zu begreifen und nicht als ein Selbst ohne Geschichte 
(vgl. Kap.  3.2 ). Personen im Sinne nicht-öffentlicher Identitäten besitzen also 
für Rawls durchaus Geschichte und lassen sich durch diese Geschichte auch 
innerlich beeinflussen.
Zugleich entkräftet Rawls durch die Unterscheidung zwischen öffentlicher und 
nicht-öffentlicher Identität den Einwand, dass seiner Gerechtigkeitskonzeption 
eine Struktur zugrunde liegt, der gemäß das Selbst seinen Zielen vorausgeht 
(vgl. Kap.   3.2  ). So stellt er in  Justice as Fairness: Political not Metaphysical 
klar heraus, dass diese Auffassung auf einer metaphysischen Fehldeutung sei-
ner Theorie beruht. Festzuhalten bleibt, dass Rawls dem zentralen Hauptein-
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wand der Kommunitarier  hinsichtlich der  Verwendung eines nicht  adäquaten 
Begriffs der Person bzw. des Selbst in seiner Theorie des politischen Liberalis-
mus durch die Einführung des Begriffs einer nicht-öffentlichen Identität offensiv 
begegnet ist.
Wie Rawls aber auch sehr deutlich herausstellt, benötigt er im Grunde für seine 
politische Konzeption der Gerechtigkeit nicht den Begriff der nicht-öffentlichen 
Identität, sondern den Begriff der öffentlichen Identität, dem gemäß Personen 
als Bürger als frei und gleich aufzufassen sind. Dieser politische Personenbe-
griff stellt eine zentrale Grundlage seiner Theorie des politischen Liberalismus 
dar. Ihm gemäß werden Personen in Bezug auf die Gesellschaft in besonderer, 
ausschließlich politischer Weise begriffen. Die unter anderem hieraus folgende 
Konsequenz,  keine  allgemeine  Theorie  der  Moral  vorlegen  zu  können,  wie 
Rawls bezogen auf seine Theory of Justice unterstellt wurde, sondern statt des-
sen nur eine politische Theorie der Gerechtigkeit für einen modernen, demokra-
tischen  Verfassungsstaat  veröffentlichen  zu  können,  nimmt  Rawls  gerne  in 
Kauf.
Die Neukonzeption der Theorie der Gerechtigkeit als Fairness im Sinne des po-
litischen Liberalismus hat zweifelsohne dazu geführt, dass die Kritik der Kom-
munitarier an der  Theory of Justice insgesamt schwächer geworden ist. Dies 
betrifft  in  besonderer  Weise die  Diskussion  bezüglich  des  Personenbegriffs, 
nicht so sehr hingegen die Frage hinsichtlich des Vorrangs des Rechten vor 
dem Guten. Trotzdem ist auch die Reformulierung der Theorie der Gerechtig-
keit als Fairness als politischer Liberalismus nicht unhinterfragt angenommen 
worden, sondern hat ihrerseits wiederum dazu geführt, dass auch die Kommu-
nitarier ihre Einwände gegenüber dem Liberalismus einer grundlegenden Revi-
sion unterzogen haben. Diesen modifizierten Einwänden soll im folgenden Kapi-
tel fokussiert auf den Personenbegriff ausführlich nachgegangen werden.
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 3.4 Kommunitaristische Entgegnungen auf die Konzeption 
des Personenbegriffs des politischen Liberalismus
Die Reformulierung der Konzeption der Gerechtigkeit als Fairness im Sinne des 
politischen Liberalismus hat auch die kommunitaristischen Kritiker veranlasst, 
ihre Einwände gegenüber dem modernen Liberalismus einer Revision zu unter-
ziehen. Stellvertretend hierfür sollen nachfolgend die Argumente von Michael 
Sandel untersucht werden, sofern seine Ausführungen eine unmittelbare Ant-
wort auf die Präzisierung bzw. Reformulierung des Personenbegriffs im Rah-
men des politischen Liberalismus darstellen.
Sandel spricht die von Rawls getroffene Unterscheidung von öffentlicher und 
nicht-öffentlicher Identität bereits am Ende der ersten Auflage von  Liberalism 
and the Limits of Justice in Bezug auf den Aufsatz  Kantian Constructivism in  
Moral Theory an und wendet gegen die Unterscheidung zwischen Personen im 
Sinne der öffentlichen und der nicht-öffentlichen Identität ein, dass er die Grün-
de für diese Unterscheidung für unzureichend hält. Sofern die Unterscheidung 
bloß psychologischer Natur wäre, so Sandel, würde diese Grundlage keinesfalls 
ausreichen, um die Unabhängigkeit der öffentlichen Person im Sinne der rawl-
schen Konzeption gewährleisten zu können. Sonst würde der Vorrang der Ge-
rechtigkeit  abhängig  sein  vom Grad  des  jeweiligen  Verbundenheitsgefühles, 
das eine Gesellschaft bei ihren Mitgliedern zu erwecken imstande sei. Im Grun-
de könne deshalb nicht die Behauptung aufgestellt werden, dass allein private 
Ziele in einem konstitutiven Sinne zu verstehen seien, während dessen Ziele 
bezogen auf die öffentliche Identität hiervon nicht betroffen wären (vgl. Sandel 
1998, S. 182).
Mitte der 90er Jahre hat Sandel mit Democray’s Discontent (1996) einen eige-
nen Entwurf zur politischen Philosophie vorgelegt, in dem er den Versuch unter-
nimmt, die Wurzeln der implizit den Institutionen und Verfahrensweisen der Ver-
einigten  Staaten  von  Amerika  zugrunde  liegenden  öffentlichen  Philosophie 
(engl.  public philosophy)  offen zu legen. Unter anderem erörtert er  in dieser 
Schrift noch einmal zentrale Passagen seiner älteren Kritik am modernen Libe-
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ralismus, geht aber insbesondere auch unmittelbar auf die neue Konzeption der 
Gerechtigkeit als Fairness im Sinne des politischen Liberalismus ein.
Die ausdrückliche Begrenzung der Gerechtigkeitstheorie des politischen Libera-
lismus auf  den Aspekt  des Politischen veranlasst  Sandel  dazu,  dieses Pro-
gramm auch als minimalistischen Liberalismus zu bezeichnen (engl. minimalist 
liberalism). Der Weg der politischen Argumentation, den Rawls zur Verteidigung 
des Liberalismus eingeschlagen hat, vollzieht sich dabei für Sandel vor dem 
Hintergrund der Loslösung der rawlschen Theorie von einer kantischen Konzep-
tion der Person und einer weitgehenden Vermeidung moralischer und religiöser 
Fragen. Durch die Neubestimmung werden dabei zwangsläufig Sandels ältere 
Einwände gegenüber dem Personenbegriff der Gerechtigkeitstheorie entkräftet. 
Doch Sandel hält auch die neue Konzeption der politischen Gerechtigkeit für 
kritikwürdig, wobei sich auch seine neue Kritik wiederum auf den Personenbe-
griff, der nunmehr politisch gedeutet wird, bezieht.
Wie bereits ausgeführt wurde (vgl. Kap.  3.3 ), geht der politische bzw. minima-
listische Liberalismus davon aus, dass Menschen im privaten Bereich zwar mo-
ralisch oder auch religiös verpflichtet sein können, diese Verpflichtungen jedoch 
in Bezug auf den öffentlichen Bereich beiseitezusetzen sind. Diese Auffassung 
kommt deutlich in der Unterscheidung zwischen privater und politischer Identität 
zum Ausdruck. Wie sehr Menschen auch in Bezug auf ihre private Identität ein-
gebettet sein mögen, so frei sind sie zugleich in Bezug auf ihre Identität als öf -
fentliches Selbst (engl. public selves) (vgl. Sandel 1996, S. 18). Die politische 
Identität findet nach Sandel ihren Ausdruck in der politischen Konzeption der 
Person, der zufolge Personen als Bürger als frei und gleich vorzustellen sind 
(vgl. Sandel 1998, S. 192).
Sandel zweifelt jedoch an der Zulässigkeit der Unterscheidung von politischer 
und privater  Identität.  Wieso, merkt er an, sollte die politische Identität  nicht  
auch die moralischen und religiösen Überzeugungen zum Ausdruck bringen, 
die  Menschen  im  Rahmen  ihrer  privaten  Identität  anerkennen  (vgl.  Sandel 
1998, S. 193)? Warum sollen hinsichtlich der Bestimmung der Gerechtigkeit 
und Rechte moralische Urteile unberücksichtigt bleiben, die im übrigen Leben 
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eine so zentrale Rolle spielen? Als Antwort auf diese Fragen, so Sandel, würde 
der minimalistische Liberalismus bloß darauf verweisen, dass durch die Unter-
scheidung der Identität als Bürger, d.h. der politischen Identität, und der Identi-
tät von Privatpersonen erst die tatsächlichen Lebensverhältnisse moderner, de-
mokratischer Gesellschaften zum Ausdruck gebracht werden würden (vgl. San-
del 1996, S. 18; Sandel 1998, S. 193).
Sandels Analyse zufolge ist  der  minimalistische Liberalismus bestrebt,  politi-
sche Kontroversen grundsätzlich von philosophischen Prinzipien zu separieren. 
Hierunter fallen auch die Debatten, welche die Natur des Selbst betreffen (vgl.  
Sandel 1996, S. 19; Sandel 1998, S. 195). Die Argumentation des minimalisti-
schen Liberalismus steht und fällt jedoch für Sandel mit der Plausibilität dieser 
Trennung von Politik und Philosophie. Deshalb zielt seine weitere Argumentati-
on darauf ab, die Unterscheidung zwischen privater und öffentlicher Identität,  
die für ihn eine Folge dieser Trennung von Politik  und Philosophie darstellt, 
durch kritische Einwände als hinfällig zu erweisen.
Für Sandel stellt sich die Frage, warum das praktische Interesse der Sicherung 
sozialer Kooperation und gegenseitigen Respekts im Sinne der Politik so zwin-
gend sein sollte, dass es jedes widerstreitende Interesse aus Moral und Religi -
on mühelos zur Seite schieben und einklammern könne (vgl. Sandel 1998, S. 
196). Was, so wendet Sandel ein, gäbe eine Garantie dafür, dass keine morali-
schen oder religiösen Lehren imstande seien (vgl. Sandel 1998, S. 197), so sie 
denn wahr wären, Interessen zu generieren, die zugleich zwingend genug wä-
ren, diese Klammern zu überwinden.
Sandel ist davon überzeugt,  dass der minimalistische Liberalismus auf diese 
Fragen keinen ausreichenden Antworten anzubieten hat. Auch die besondere 
Bedeutung politischer Werte wie Toleranz, sozialer Kooperation und gegenseiti-
gem Respekt könne deshalb nicht dazu führen, konkurrierende Werte aus Mo-
ral und Religion grundlegend unberücksichtigt zu lassen. Die Frage, ob es ver-
nünftig ist, dort, wo schwerwiegende moralische und religiöse Fragen diskutiert 
werden,  diese Kontroversen zugunsten politischer  Übereinkünfte  aufzulösen, 
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hängt für ihn nicht zuletzt davon ab, ob die widerstreitenden moralischen oder 
religiösen Lehren wahr sind (vgl. Sandel 1996, S. 19).
Als Beleg für seine Bedenken führt Sandel in Democracy’s Discontent zwei Bei-
spiele aus der Geschichte der Vereinigten Staaten zum Thema Abtreibung und 
Sklaverei an. Diese finden sich auch im Zusatzkapitel von Liberalism and the 
Limits of Justice (1998) wieder. Vermittels einer eingehenden Analyse der bei-
den Fälle, die hier nicht weiter ausgeführt werden sollen, gelangt er zu der Ein-
sicht, dass insbesondere dort, wo erhebliche moralische Fragen auf dem Spiel 
stehen, Politik und Recht nicht von moralischen Urteilen zu trennen sind. Dar-
über hinaus, so bemerkt er, sei auch dort, wo politische und moralische Argu-
mentationen getrennt  werden können,  dies nicht immer wünschenswert  (vgl.  
Sandel 1996, S. 19f.).
Seine Skepsis  gegenüber dem Programm des politischen Liberalismus fasst 
Sandel in Liberalism and the Limits of Justice (1998) in drei zentralen Argumen-
ten zusammen. Auch hier wendet er sich grundlegend gegen die Einklamme-
rung moralischer Fragen und kritisiert darüber hinaus die Annahme eines ver-
nünftigen Pluralismus als argumentative Ausgangsbasis des politischen Libera-
lismus  und  die  restriktive  Festlegung  der  Grenzen  der  öffentlichen  Vernunft 
durch den politischen Liberalismus. Sofern sein Argumentationsgang bezüglich 
der Fragwürdigkeit der Ausklammerung zentraler moralischer Fragen bereits er-
örtert worden ist, werden nachfolgend allein die beiden übrigen Argumente un-
tersucht. Zwar kritisieren diese nicht unmittelbar den Personenbegriff des politi-
schen Liberalismus, hinterfragen jedoch den Sinn der Unterscheidung zwischen 
moralischer  und politischer  Ebene,  als  deren Folge die  Unterscheidung zwi-
schen politischen und privaten Personen zu erachten ist.
Sandel  erblickt  eine besondere Schwierigkeit  des politischen Liberalismus in 
der Begründung des Vorrangs des Rechten vor dem Guten. Während dessen in 
der Theory of Justice dieser Vorrang unter anderem anhand der in ihr verwen-
deten kantischen Version des Personenbegriffs begründet wird, bezieht sich die 
Konzeption des politischen Liberalismus hierfür auf den vernünftigen Pluralis-
mus moderner Gesellschaften. Diesem zufolge zeichnen sich moderne, demo-
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kratische Gesellschaften durch eine Vielzahl inkompatibler, aber dennoch ver-
nünftiger  religiöser,  moralischer  und philosophischer  Lehren aus (vgl.  Rawls 
1993, S. 216).
Während dessen in traditionellen Gesellschaften Menschen bestrebt sind, das 
politische Leben gemäß ihren moralischen und religiösen Überzeugungen aus-
zuformen, sind moderne, demokratische Gesellschaften gekennzeichnet durch 
eine Mannigfaltigkeit moralischer und religiöser Ideale, einer Vielzahl von Kon-
zeptionen des Guten (vgl. Sandel 1998, S. 189 u. 193). Diese verschiedenen 
Konzeptionen des guten Lebens können mehr oder weniger gut begründet ne-
beneinander bestehen. Um dieser empirisch gegebenen Pluralität bezogen auf 
die Fragen der Gerechtigkeit und des Rechts Genüge zu tun, darf dem minima-
listischen Liberalismus nach keine Konzeption des Guten gegenüber anderen 
Konzeptionen des Guten bevorzugt werden (vgl. Kap.   3.3  ). Eine Folge des 
vernünftigen Pluralismus ist für Rawls deshalb, dass eine politische Philosophie 
der Gerechtigkeit immer den Vorrang des Rechten vor dem Guten annehmen 
muss, da sonst keine Basis für die soziale Kooperation zwischen den Anhän-
gern  verschiedener,  nicht  miteinander  vereinbarer  moralischer  und religiöser 
Überzeugungen hergestellt  werden  kann  (vgl.  Sandel  1996,  S.  18f.;  Sandel 
1998, S. 203).
Sandel gibt nun bezogen auf das Argument des vernünftigen Pluralismus zu be-
denken, dass dem politischen Liberalismus, von der Annahme der Vorhanden-
heit verschiedener Konzeptionen des Guten abgesehen, zugleich auch implizit 
die Annahme zugrunde liegt, dass bezüglich der Bestimmung der Gerechtigkeit 
keine grundlegenden Differenzen in einer modernen, demokratischen Gesell-
schaft vernünftigerweise festzustellen sind.
Political liberalism must assume not only that the exercise of human reason under con-
ditions of freedom will produce disagreements about the good life but also that the exer -
cise  of  human reason under  conditions  of  freedom will  not  produce  disagreements 
about justice.9
9 Sandel, Michael J. (1982; 1998): Liberalism and the Limits of Justice. 2. Aufl., Cambridge: 
Cambridge University Press, S. 203
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Sandel hält diese Annahme jedoch nicht für plausibel und führt als Beleg hierfür  
mehrere  Gegenbeispiele  an.  Falls  diesen  Gegenbeispielen  gemäß moderne 
Gesellschaften neben der Verschiedenheit moralischer und religiöser Überzeu-
gungen auch durch eine Verschiedenheit bezüglich der Auffassung der Gerech-
tigkeit gekennzeichnet sind, so Sandel weiter, sollte sinnvollerweise auch ange-
nommen werden, dass die Asymmetrie zwischen Recht und Gutem nicht auf-
rechterhalten bleiben kann (vgl. Sandel 1998, S. 203ff.).
Auf den hierauf möglicherweise erfolgenden liberalen Einwand, dass Differen-
zen bezüglich der Bestimmung distributiver Gerechtigkeit im Gegensatz zu den 
Differenzen von Moral und Religion nicht das Ergebnis der Ausübung menschli-
cher Vernunft unter den Bedingungen der Freiheit darstellen, antwortet Sandel 
den  Einwand  vorwegnehmend,  dass  eine  solche  Argumentation  doch  sehr 
streng vor dem Hintergrund des von Rawls befürworteten Prinzips der Toleranz 
anmuten würde. Doch eine solche Argumentation wäre nur vordergründig into-
lerant, so Sandel weiter, argumentiere Rawls doch in der Theory of Justice sehr 
vehement gegen die Vernünftigkeit anderer Gerechtigkeitsauffassungen als der 
von ihm selbst vorgeschlagenen (vgl. Sandel 1998, S. 206ff.).
Zwar hält Sandel die Argumente, die Rawls bezüglich der Begründung der eige-
nen  Gerechtigkeitsprinzipien  vorträgt,  durchaus  für  überzeugend,  weist  aber 
darauf hin, dass im Falle der Anerkennung bestimmter Gerechtigkeitsprinzipien 
als vernünftiger als andere Gerechtigkeitsprinzipien ein solcher Vorrang mögli-
cherweise ebenso auch für moralische und religiöse Überzeugungen zutreffen 
könnte. Wäre dem so, müsse der Staat folglich auch nicht mehr die Neutralität 
gegenüber den verschiedenen Konzeptionen des Guten aufrechterhalten und 
die  Behauptung  des  politischen  Liberalismus  hinsichtlich  des  Vorrangs  des 
Rechten vor dem Guten würde untergraben sein (vgl. Sandel 1998, S. 207ff.).
Auch dieses Argument von Sandel zielt letztlich auf die Einebnung von politi-
scher und moralischer Ebene ab. Eine Konsequenz aus der Möglichkeit eines 
vernünftigerweise begründbaren Vorrangs bestimmter moralischer oder religi-
öser  Überzeugungen  gegenüber  anderen  Überzeugungen  bestünde  nämlich 
darin, diese Überzeugungen womöglich auch im Rahmen politischer Erwägun-
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gen zu berücksichtigen und dem entsprechend die Trennung zwischen politi-
scher und moralischer Ebene aufzulockern. Somit wäre dann auch die Unter-
scheidung zwischen politischen und privaten Personen bzw. Identitäten nicht 
mehr aufrechtzuerhalten.
In seinem letzten Argument kritisiert Sandel die Abgrenzung des politischen Li-
beralismus hinsichtlich  widerstreitender  moralischer  Standpunkte  der  öffentli-
chen Diskussion vermittels der Idee der öffentlichen Vernunft (vgl. Sandel 1998, 
S. 210f.). Zwar hält der politische Liberalismus das Recht der Freiheit der Rede 
aufrecht, doch zugleich begrenzt er streng die Möglichkeit legitimer Beiträge zur 
politischen Debatte  und grundlegenden Fragen der  Gerechtigkeit.  Diese Be-
grenzung wirkt  sich laut Sandel unter anderem im Vorrang des Rechten vor 
dem Guten aus.
Rawls zufolge erfordert die Idee der öffentlichen Vernunft (engl. idea of public 
reason) die Begrenzung der politischen Diskussion und den Ausschluss morali-
scher Argumente. Die öffentliche Vernunft stellt dabei die gemeinsame Vernunft 
der  gleichen Bürger  eines demokratischen Staates dar  (vgl.  Rawls  1993,  S. 
212ff.). Ihre Idee konzipiert Rawls in Political Liberalism als zentralen Bestand-
teil der liberalen politischen Konzeption der Gerechtigkeit. Alle grundlegenden 
politischen  Diskurse  sind  dieser  Idee  gemäß  nur  vermittels  von  politischen 
Wertbegriffen zu führen, die von allen Bürgern vernünftigerweise akzeptiert wer-
den können (vgl. Rawls 1993, S. 240). Moralische und religiöse Fragen sind an-
gesichts der Grenzen der öffentlichen Vernunft aus den grundlegenden politi-
schen Kontroversen strikt auszuschließen (vgl. Rawls 1993, S. 214ff. u. 241f.; 
Sandel 1998, S. 211).
Sandel stellt in Bezug hierzu die Frage, inwiefern letztlich erkannt werden kann, 
ob ein politisches Argument den Erfordernissen der öffentlichen Vernunft ge-
nügt oder auch nicht. Als Lösung schlägt Rawls ein Prüfverfahren der einzelnen 
politischen Argumente hinsichtlich ihrer Entsprechung mit der öffentlichen Ver-
nunft vor. Diese Prüfung erfolgt anhand einer Abwägung, inwiefern die zu prü-
fenden  Argumente  als  Urteile  des  höchsten  Gerichtshofes  einen  einzelnen 
Menschen betreffen würden, da es für einen Bürger einer Demokratie Rawls zu-
Liberalismus-Kommunitarismus Kontroverse des Personenbegriffs S. 72
folge genauso wenig legitim ist, politische Diskurse auf Grundlage moralischer 
und religiöser Überzeugungen zu führen, wie es für einen Richter nicht zulässig 
ist,  seine moralischen oder religiösen Überzeugungen in die Konstitution und 
deren Auslegung mit einzubeziehen (vgl. Rawls 1993, S. 232 u. S. 254; Sandel 
1998, S. 212).
Sandel zufolge erweist sich dieses Prüfverfahren bezüglich der Bestimmung der 
zulässigen Argumente im Sinne der öffentlichen Vernunft als ein sehr restrikti-
ves K.O.-Kriterium. Für Rawls wäre diese Restriktion jedoch vor dem Hinter-
grund der Gewährleistung einer gerechten Gesellschaft  gerechtfertigt.  Dieser 
Auffassung gegenüber wendet Sandel ein, dass sich vernünftigerweise die Fra-
ge gestellt werden kann, ob nicht auch andere, weniger restriktive Regeln exis-
tieren und herangezogen werden können,  die  zur  Sicherung der  politischen 
Werte ausreichen würden (vgl. Sandel 1998, S. 212).
Sandel ist der Auffassung, dass in Folge der Erörterung der Fragen der Gerech-
tigkeit vermittels der öffentlichen Vernunft sowohl hohe moralische als auch po-
litische Kosten entstehen. Die Höhe der moralischen Kosten variiert dabei je 
nach Gewicht der moralischen Fragen, die infolge der Begrenzung der Bestim-
mung der politischen Konzeption der Gerechtigkeit ausgeklammert werden. Po-
litische Kosten sieht Sandel insbesondere in Ländern entstehen, die der Idee 
der öffentlichen Vernunft  zunächst  am meisten zu entsprechen scheinen. Er 
wendet ein, dass demokratische Politik nicht lange ein öffentliches Leben auf-
rechterhalten kann, welches völlig losgelöst sei von moralischen Zielen. Eine 
solche Politik würde zwangsläufig zu Politikverdrossenheit führen und morali-
schen und religiösen Fundamentalisten ein weites Feld eröffnen (vgl. Sandel 
1998, S. 215f.).
Angesichts seiner philosophischen, teilweise jedoch auch politischen Argumen-
te kommt Sandel zu dem Schluss, dass sich die Vision der öffentlichen Vernunft 
gemäß dem politischen Liberalismus als zu dünn erweisen würde, um die mora-
lische Energie vitalen demokratischen Lebens in sich aufnehmen zu können. 
Folglich bestünde vor dem Hintergrund ihrer Anwendung die Gefahr, dass eine 
moralische Lehre entstünde, die den Weg für intolerante und fehlgeleitete mora-
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lische Lehren erst ermöglichen würde. Zur Vermeidung dieser pessimistischen 
Zukunftsprognose argumentiert Sandel deshalb für eine Form des gegenseiti-
gen Respekts der Bürger, der gemäß die verschiedenen moralischen und religi-
ösen Überzeugungen anzuerkennen und vor  dem Hintergrund der  Entschei-
dung politischer Fragen mit zu berücksichtigen sind. Hierin erblickt er die Chan-
ce für eine offenere, weitläufigere Konzeption der öffentlichen Vernunft, als sie 
in der Konzeption des politischen Liberalismus enthalten ist (vgl. Sandel 1998, 
S. 217f.).
Zusammengefasst ist festzustellen, dass Sandel zwar durchaus in Teilen der 
Theorie der Gerechtigkeit als auch der neuen Konzeption des politischen Libe-
ralismus Sympathie gegenüber bekundet, die Ausklammerung moralischer und 
religiöser Fragen jedoch für einen grundlegenden Fehler hält, der durch einen 
integrierenden, den Aspekt der Gemeinschaft und der gewachsenen Kultur stär-
ker berücksichtigenden Ansatz korrigiert werden muss. Dabei betont er die Be-
deutung der Gemeinschaft hinsichtlich des Zustandekommens von moralischen 
und  religiösen  Fragen  ausdrücklich  und  fordert  darüber  hinaus,  dass  diese 
Überzeugungen auch in einer politischen Theorie der Gerechtigkeit vernünfti-
gerweise zu berücksichtigen sind bzw. in die Diskussion politischer Grundfra-
gen mit eingebracht werden müssen.
Die  abschließende  Feststellung,  dass  eine  gänzliche  Übereinstimmung  zwi-
schen liberalen und kommunitaristischen Positionen wohl auch zukünftig nicht 
erzielt werden kann – wenn auch gelegentlich durchaus ein Wille zu einem Kon-
sens bestehen mag, der unter anderem in Rawls Begriff der überschneidenden 
Übereinkunft (engl. overlapping consensus) zum Ausdruck kommt –, ist letztlich 
auf den Jahrhunderte alten Streit zwischen den beiden Positionen zurückzufüh-
ren.
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 4 Fazit und Ausblick
Zieht man ein Fazit bezüglich der sogenannten Schlacht um das Selbst, stellt 
man fest, dass die Diskussion zwar an Schärfe nachgelassen hat – so wird die 
Diskussion um den Begriff der Person in einigen Kommentaren bereits für tot 
erklärt –, dennoch die Parteien ihre Positionen nicht haben miteinander in Ein-
klang bringen können. Womöglich stand dieses Ergebnis bereits zu Beginn der 
Kontroverse fest, belegt doch schon ein kurzer Einblick in die Geschichte des 
Personenbegriffs der praktischen Philosophie, wie beständig um denselben be-
reits in der Vergangenheit gestritten worden ist.
Konkret ist hier der Nachweis erbracht worden, dass dem Personenbegriff im 
Rahmen der praktischen Philosophie bzw. politischen Philosophie heute nach 
wie vor große Relevanz zukommt. Als weiterer Beleg hierfür hätte unter ande-
rem auch die Untersuchung der Bedeutung des Personenbegriffs in feministi-
schen Ansätzen herangezogen werden können, die an dieser Stelle aufgrund 
des begrenzten Raumes jedoch nicht ausgeführt werden konnte.  Die Kritik er-
folgt in feministischen Ansätzen zumindest in Teilen sehr analog zur Liberalis-
mus-Kommunitarismus-Debatte. Zumeist wird dem Liberalismus dabei ebenfalls 
die Verwendung einer verkürzten Subjektkonzeption vorgeworfen. Ursache für 
diese verkürzte Sichtweise ist aus Sicht der feministischen Philosophie die Do-
minanz einer männlichen Vorstellungswelt,  in  der  hauptsächlich universalisti-
sche Gerechtigkeitsvorstellungen auf der Basis eigene Interessen durchsetzen-
der Personen entwickelt worden sind. Besondere Aspekte einer weiblichen Hal-
tung zur Welt sind hingegen durch den Liberalismus nur unzureichend berück-
sichtigt worden (vgl. Kersting 2001a, S. 330).
Gezeigt werden konnte auch, dass zumindest zu Beginn der Liberalismus-Kom-
munitarismus kontroverse  Streitigkeiten gewissermaßen auch durch Missver-
ständnisse provoziert worden sind, z.B. durch Sandels Auffassung des Perso-
nenbegriffs von Rawls im Sinne einer ontologischen Dimension. Dass solche 
Missverständnisse sich aber als sehr produktiv erweisen können, wurde durch 
die Rekonstruktion der Kontroverse ebenfalls bestätigt. Bezogen auf den Perso-
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nenbegriff sind diese Missverständnisse zwischen den Parteien durch die ge-
führte Diskussion mittlerweile weitgehend geklärt.
An dieser Stelle ist abschließend kein Urteil darüber zu treffen, welcher Theorie-
ansatz argumentativ das größere Maß an Überzeugungskraft bzw. Glaubwür-
digkeit entfaltet. Für die Beurteilung einer solchen Frage wäre eine weitaus um-
fangreichere Untersuchung von Nöten und es wäre zudem erforderlich, Position 
bezüglich der Grundannahmen beider Theorien zu beziehen. Bezogen auf die 
Zukunft ist zu erwarten, dass die beiden Positionen auch weiterhin nebeneinan-
der bestehen werden.
Gestritten werden wird zweifelsohne auch weiterhin darüber, ob der Versuch 
von Rawls, seine Theorie der Gerechtigkeit vermittels des politischen Liberalis-
mus zu kontextualisieren und somit den universalistischen Anspruch aufzuge-
ben (Rorty 1988), nicht zu einer deutlichen Schwächung des liberalen Stand-
punktes  beigetragen  hat.  Die  Kommunitarier  selbst  werden  auch  in  Zukunft 
nicht davon ablassen, die Bedeutung der ontologischen Dimension des Perso-
nenbegriffs für die politische aber auch die gesamte praktische Philosophie zu 
betonen. Ihre Kritik wird dabei unter anderem auf den Einwänden von Sandel 
beruhen bleiben, denen zufolge die Trennung zwischen öffentlicher und privater 
Identität gemäß der Konzeption des politischen Liberalismus als ein theoretisch 
wie auch praktisch unzureichendes Projekt zu beurteilen ist.
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